1. Januarheft 1932 
Jahrgang XII Nr. 1 Oer Einzelverkaufspreis: 30 Npf. 


Olumat dienst 


Deutſche Männer und Frauen! 


us meinem Amt als Reichspräſident und aus der Tatſache, daß ich als hochbetagter Mann einen verhältnismäßig 
A großen Abſchnitt deutſcher Geſchichte miterlebt habe, folgere ich die Berechtigung, heute, am Abſchluß eines 

ſchickſalsſchweren Jahres, wenige, aber treugemeinte Worte an Sie zu richten, um Ihnen zu helfen, die Not der 
Zeit zu tragen. 

Ich bin mir voll bewußt, welche gewaltigen Opfer von jedem von uns verlangt werden, damit wir es verſuchen können, 
durch eigene Kraft die gegenwärtige Notzeit zu überwinden. Dem deutſchen Volke gebührt aufrichtigſter Dank und 
hohe Anerkennung für die bisher bewieſene e e und für die Geduld, mit der es in Erkenntnis der harten 
Notwendigkeit alle Leiden und alle Laſten getragen hat. Das ſei hier zuerſt bemerkt. 
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7 ERER TE EAEE EEE ET DELETE E A A NSE A DETAILLIERT EEE 
Aber die Größe diefer Opfer, die wir bringen, berechtigt uns dem Auslande gegenüber gleichzeitig zu der Forderung, 


ſich unſerer Geſundung nicht durch 3 


umutung unmöglicher Leiſtungen entgegenzuſtellen. Auch in der Abrüſtungsfrage 


darf Deutſchland ſein gutes Recht nicht vorenthalten werden. Unſer Anſpruch auf gleiche Sicherheit iſt ſo klar, daß er 


nicht beſtritten werden kann. 


Unwillkürlich denke ich zurück an Tannenberg. Unſere Lage war damals gleichfalls ſchwierig. Sehr gewagte Entſchlüſſe 
mußten gefaßt und hohe Anforderungen an die Truppe geſtellt werden, um des Erfolges nach Möglichkeit gewiß zu ſein. 
Da mag mancher innerlich Bedenken gehegt haben, aber das Band gegenſeitigen Vertrauens, treuer Kameradſchaft, inniger 
Vaterlandsliebe und der Glaube an uns ſelbſt hielten uns feft zuſammen, fo daß die Entſcheidung nach mehrtägigem, 


heißem Ringen zu unſeren Gunſten ausfiel. 


Auch heute rufe ich, abermals in ernſter Zeit, und zwar ganz Deutſchland, auf zu gleicher treuer ſchickſalsverbundener 
Einigkeit. Laſſen Sie uns Hand in Hand unverzagt der Zukunft mit ihren ſorgenſchweren Entſcheidungen entgegengehen. 
Möge keiner dem Kleinmut unterliegen, ſondern jeder unerſchütterlichen Glauben an des Vaterlandes Zukunft behalten. 
Gott hat Deutſchland ſchon oft aus tiefer Not errettet; er wird uns auch jetzt nicht verlaſſen! 


Und nun wünſche ich dem deutſchen Volke in ſeiner Geſamtheit und jedem einzelnen Deutſchen aus vollem, treuem 


Herzen ein geſegnetes Neues | Jahr! 


Der Bericht des Beratenden Sonderausſchuſſes 


Von Profeſſor Dr. Friedrich Raab, Dresden 


Am 22. Dezember 1951 unterzeichnete der auf Antrag der 
deutſchen Regierung einberufene, ſogenannte „Beratende Sonder- 
ausſchuß“ der Bank für Internationale Zahlungen den von ihm nach 
den Beſtimmungen des „Neuen Planes“ zu erſtattenden Bericht. 
Dieſer ſoll als Unterlage für die aller Dorausficht nach noch im Laufe 
des Januar 1952 zuſammentretende Regierungskonferenz dienen. 
Kenntnis und kritiſche Würdigung ſeines weſentlichen Inhaltes ſind 
darum von hervorragendem reparationspolitiſchem Intereſſe. Sie er⸗ 
fordern aber Berückſichtigung der Dorgefchichte und der durch den 
„Neuen Plan“ für die Tätigkeit des Beratenden Sonderausſchuſſes 
geſchaffenen rechtlichen Beſtimmungen. 

Als der Präſident der Vereinigten Staaten von Amerika, Hoover, 
in feiner Botſchaft vom 20. Juni 1951 vorſchlug, Deutſchland einen 
Sahlungsaufſchub für feine Reparationszahlungen zu bewilligen, 
wurde vielfach angenommen, daß damit zum mindeſten praktiſch der 
„Neue Plan“ außer Kraft geſetzt werde. Es gelang jedoch der fran⸗ 
zöſiſchen Regierung, die Ausführung des Hooverſchen Vorſchlages 
auf einen einjährigen Fahlungsaufſchub zu beſchränken und oben⸗ 
drein in eine Form zu kleiden, welche formell die Geltung des Neuen 
Planes unangetaſtet ließ. Alle Bemühungen, die unumgänglichen 
Verhandlungen zur Regelung der deutſchen Reparationsverpflich⸗ 
tungen nach Ablauf des „Booverjahres“ außerhalb der Beſtimmungen 
des Neuen Planes durchzuführen, ſcheiterten in dem Widerſtand 
Frankreichs. Deutlich wurde dies durch das „gemeinſame Commu- 
niqué“ des Präſidenten Hoover und des franzöſiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten Laval vom 25. Oktober 1951. In dieſem wurde zwar aner⸗ 
kannt, daß vor Ablauf des Hoovermoratoriums irgendein Abkommen 
darüber notwendig ſein dürfte, durch das die Periode geſchäftlicher 
Depreſſion überbrückt wird, über deſſen Einzelheiten und Bedin⸗ 
gungen jedoch die beiden Regierungen alle Vorbehalte machten. Die 
Initiative hierfür ſollte baldigſt von den europäiſchen Mächten er⸗ 
griffen werden, die im Rahmen der vor dem Hooverjahre beſtehenden 
Abkommen hauptſächlich beteiligt ſind. Nachdem e war, daß 
der erſte Schritt nur im Rahmen des Neuen planes geſchehen konnte 
und dieſer als einzigen Weg für die Einleitung von Reviſions⸗ 
verhandlungen einen Antrag der deutſchen Regierung auf Ein⸗ 
berufung des ſogenannten Beratenden Sonderausſchuſſes bei der 
Bank für Internationale Zahlungen in Baſel vorſah, entſchloß ſich 
die deutſche Regierung dazu, am 19. November 1951 in einem den 
beteiligten Stellen überreichten „Memorandum“ den entſprechenden 
Antrag & ftellen. Nach dem Neuen Plane ſoll der Ausſchuß nach 
feiner Einberufung unverzüglich die Umſtände und Verhältniſſe 
unterſuchen, die eine Lage geſchaffen haben, in der nach Anſicht 
Deutſchlands ſeine Währung und ſein Wirtſchaftsleben durch 
weiteren Transfer des aufſchiebbaren Teiles der Jahreszahlungen 
ernſthaft gefährdet werden können. Der Ausſchuß ſoll ſich aber mit 
dem nicht aufſchiebbaren Teil der Jahreszahlungen nicht befaſſen. 
Wohl aber foll er in eine gründliche Prüfung der Lage Deutſchland⸗ 
hinfichtlich der unter dem Neuen Plan ihm obliegenden Verpflich- 
tungen eintreten und alsdann den Gläubigerregierungen und der 
Bank für Internationale Zahlungen zur Erwägung unterbreiten, 
welche Maßnahmen nach ſeiner Anſicht hinſichtlich der Anwendung 
des Neuen Planes ergriffen werden ſollten. Der Ausſchuß ſoll dabei 
aber nur in rein beratender Weiſe tätig werden. SE 

Die deutfche Regierung hat in ihrem Memorandum zwar die im 
Neuen Plan vorgeſchriebene Erklärung über die mit dem Transfer 
des aufſchiebbaren Teiles der Reparationszahlungen verbundene Ge⸗ 
fahr abgegeben, aber hinzugefügt, daß dieſe Erklärung der gegen⸗ 
wärtigen Sachlage nicht gerecht werde. Seit der Aufſtellung des 
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Neuen Planes ſei die wirtſchaftliche und finanzielle Lage in der 


Welt, insbeſondere in Deutſchland, durch eine Kriſe ohnegleichen von 
Grund auf geändert. Da der Neue Plan dem Beratenden Sanders 
ausſchuß die Aufgabe zuweiſe, die Lage unter allen Geſichtspunkten 


zu prüfen, müſſe der Ausſchuß das Problem in ſeiner Geſamtheit 


und unter Berückſichtigung aller ſeiner Faktoren prüfen und hierbei 
insbeſondere die Frage der privaten Verſchuldung Deutſchlands be- 


rückſichtigen. Die franzöſiſche Regierung erhob gegen dieſen Wunſch 
der deutſchen Regierung auf Ausdehnung des Beratungsſtoffes des 


Sonderausſchuſſes zwar formell keinen Einſpruch, bemühte ſich aber 
ihrerfeits, auf die Arbeiten des Ausſchuſſes in dem Sinne einer mög⸗ 
lichſten Beſchränkung ſeiner Tätigkeit auf die geſchützten Jahres⸗ 
zahlungen einzuwirken. 

Der vorliegende Bericht verſucht, dieſen einander widerſtrebenden 
Wünſchen der Nauptbeteiligten möglichſt gleichmäßig zu entſprechen. 
Er iſt nach zweiwöchiger Beratung, zum Teil in Unterausſchüſſen, 
ſchließlich von den elf Mitgliedern des Ausſchuſſes (je einem Der- 
treter Deutſchlands, der ſechs hauptſächlichſten Reparationsgläubiger⸗ 
länder und vier Vertretern im Weltkriege neutraler Länder, darunter 
allerdings auch Jugoſlawien) einſtimmig unterzeichnet worden. 
Längere Seit hatte es ſo geſchienen, als ob entweder überhaupt keine 
Einigung erfolgen würde, oder doch nur um den Preis eines voll⸗ 
ſtändigen Verzichts auf jede praktiſch brauchbare Schlußfolgerung. 

Die folgende Darſtellung und Würdigung des weſentlichſten In⸗ 
halts des Berichts beſchränkt ſich auf deſſen eigentlichen, verhältnis⸗ 
mäßig kurzen Text, weil die umfangreichen Anlagen des Berichtes 
zur Zeit noch nicht veröffentlicht ſind, aber wohl auch nur Er⸗ 
läuterungen und Begründungen, nicht jedoch reparationspolitiſch Be⸗ 
deutſames enthalten werden. 

Der erſte Teil des Berichtes ſchildert die Geſamtlage 
Deutſchlands. Dieſe Darſtellung geht von der Weltdepreſſion 
aus, durch die jedes Land erſchüttert worden ſei, deren Wirkungen 
aber in Deutſchland wie auch in einigen anderen Ländern Mittel- 
und Oſteuropas verheerend wären. Nach einer Schilderung der deut- 
ſchen Auslandsverfchuldung und der beſonderen Empfindlichkeit, 
welche die umfangreichen kurzfriſtigen Auslandsverbindlichkeiten 
hervorgerufen haben, verſucht der Bericht, Deutſchlands 
Zahlungsbilanz für das Jahr 1951 zu ſchätzen: 

Schätzung der deutſchen Zahlungsbilanz für 1951 in Millionen 
Reichsmark: 

Exportüberſchuß für das Reparationen bis zum 
Jahr (geſchätzt einſchließ⸗ SOSE 2 
lich Dienftleiftungen und Finſen und normale Til- 
Sachlieferungen . . . 3000 gung auf Deutſchlands 
Inanſpruchnahme der aus⸗ auswärtige Verbindlich⸗ 
wärtigen Keſerven deut- keiten (geſchätzt ).. 1500 
ſcher Banken 1500 || Saldo: abgezogenes Ka- 
Rediskont⸗ und andere Pitccl! S 
Kredite (einſchließlich der 
Kredite von den Sentral⸗ 
banken und der B. J. S.) 1200 


Don der Gold- uſw. Re- 
ſerve der Reichsbank 
entnommen 1200 


7200 7200 


Von den faſt fünf Milliarden Kapıtalabzügen entfallen 2,9 Mil- 
liarden auf kurzfriſtige Kredite, welche bis zum Juli 1951 abgezogen 
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wurden. In den folgenden vier Monaten find weitere 1,2 Millionen 
Keichsmark abgezogen worden, da das nach der Julikriſe abge- 
ſchloſſene Stillhalteabkommen dennoch die Zurückziehung gewiſſer 
Kredite geſtattete. die Bilanz ergibt, daß die außerordentlichen 
Kapitalrückzahlungen zum allergrößten Teil nur durch außerordent⸗ 
liche Mittel ermöglicht wurden, welche in Zukunft auch nur an= 
nähernd in ſolchem Maße nicht mehr zur Verfügung jtehen, obwohl 
noch über 10 Milliarden kommerzielle Kredite, insbeſondere kurz- 
friſtiger Art, fortbeſtehen. Die Bilanz zeigt ferner, daß der gewaltige 
deutſche Exportüberſchuß von drei Milliarden Reichsmark bei Fort- 
dauer der Reparätionszahlungen nach dem Voungplan nicht einmal 
ausgereicht hätte, diefe und die Zinfen und ordentlichen Tilgungs⸗ 


beträge der deutſchen Auslandsſchulden zu decken. Mit vollem Recht 


hebt der Bericht außerdem eine Reihe von Umſtänden hervor, welche 
in der Zukunft einem fo hohen deutſchen Ausfuhrüberſchuß entgegen- 
ftehen. Mit beſonderer Betonung wird ſchließlich der Druck hervor- 
gehoben, den die Kapitalentziehungen auf die Keichsbankreſerven und 
damit die deutſche Währung ausgeübt haben. 


Die weitere Beſprechung der Reichsbank weiſt auf den 
Rückgang ihrer Gold- und Deviſendeckung hin. Die Tatſache, daß der 

otenumlauf trotz verringerter Wirtſchaftstätigkeit und Maßnahmen 
zur Verknappung des Goldumlaufs höher ift als im Vorjahre, wird 
mit Recht auf eine Verminderung der Umlaufsgeſchwindigkeit und 
eine gewiſſe Neigung zur Notenhamſterung zurückgeführt. 


Die Schilderung der inneren Derhältnifje der deutſchen Wirt ⸗ 
ſchaft geht davon aus, daß Deutſchland zum Schutze des Reihs- 
markkurſes und des Ausfuhrmarktes Sohn- und Preisniveau ziel 
bewußt geſenkt habe. Die Einſchränkung der Induſtrieproduktion 
um ein volles Drittel innerhalb dreier Jahre, das Anſchwellen der 
Fahl der Arbeitsloſen (ohne die Kurzarbeiter, auf faſt ein Viertel 
der geſamten Arbeitnehmerſchaft, die ſchwere, wenn nicht untragbare 
Berſchuldung der Landwirtſchaft und die drückende Belaſtung der 
Induſtrie durch die geſteigerten Finsſätze werden als Urſachen der 
gegenwärtigen Wirtſchaftsſchrumpfung zutreffend geſchildert. 


Bee der Darftellung des öffentlichen Haushalts werden 
die Etats von Reich, Ländern und Gemeinden nach dem Vorbild der 
Keichsfinanzſtatiſtik zuſammengefaßt, der Rüdgang der Einnahmen 
trotz der vorgenommenen Steuererhöhungen und die durch die Wirt⸗ 
ſchaftsnot bedingte Steigerung der Ausgaben trotz umfaſſender Spar⸗ 
maßnahmen geſchildert. Dabei unterläßt es auch dieſer Bericht gleich 
allen früheren ausländiſchen Beurteilungen der deutſchen Finanz⸗ 
lage nicht, auf die Verringerung der inneren Schulden durch die In⸗ 
flation hinzuweifen. Er betont allerdings auch, daß die Reihs- 
regierung in den Haushaltsplan für 1952 eine beträchtliche Summe 
für die Tilgung ihrer kurzfriſtigen Schulden zur Abdeckung des Fehl⸗ 
betrages früherer Jahre habe einſtellen müſſen, weil fie ſich gegen⸗ 
wärtig zur Abdeckung ihrer fällig werdenden kurzfriſtigen Verpflich⸗ 
tungen nicht auf neue Kredite verlaſſen könne. Von ganz beſonderer 
Bedeutung aber ift die Feſtſtellung des Ausſchuſſes, „daß die 
Steuerlaſt ſo groß geworden iſt, daß für eine weitere Erhöhung kein 
Spielraum iſt.“ 


Die Betrachtung der Reichsbahn gipfelt in der Feſtſtellun 
55 ſie im Jahre 1951 ſelbſt bei eine ihrer u nicht 
imſtande ſei, aus ihren Einnahmen die Verpflichtungen für den Re⸗ 
parationen- und Schuldendienſt zu decken. Wenn einmal Deutſchland 
und die übrige Welt ihr Gleichgewicht wiedergefunden hätten, und 
85 normale Wirtſchaftslage eingetreten ſei, werde aber die im 

zrunde geſunde Reichsbahn bei kaufmänniſcher Geſchäftsführung 
einen mit anderen ausländiſchen Eiſenbahnunternehmungen vergleich⸗ 
baren Betriebsüberſchuß herauswirtſchaften. 


Dieſe Schilderung der Geſamtlage Deutſchlands iſt in allen 
en Stücken zutreffend, wenngleich etwas N 
os. 


Im zweiten Teile werden „die Umſtände und Der- 
hältniſſe“ dargelegt, „Die zur gegenwärtigen Lage 
geführt haben.“ Dabei wird zutreffend zwiſchen ſolchen unter⸗ 
ſchieden, die internationaler Natur ſind, und anderen, die Deutſch⸗ 
land im beſonderen betreffen. Die Schilderung der Weltwirtſchafts⸗ 
kriſis geht vom Rückgang der Großhandelspreiſe in der ganzen Welt 
aus. Er habe jede wirtſchaftliche Betätigung ſtark beeinflußt, einen 
Rückgang der Kaufkraft der breiten Verbrauchermaſſen und damit 
eine Minderung der Rentabilität der induſtriellen Unternehmungen, 
eine bedenkliche Erwerbsloſigkeit, ſowie einen ununterbrochenen Der- 
fall der Börſenkurſe bewirkt, dadurch den Beſtand einer Anzahl von 
großen Banken bedroht, hierdurch wiederum eine allgemeine Der- 
trauenskriſe hervorgerufen und die Zurüdziehung von Kapital aus 
anderen Ländern verurſacht, wovon beſonders Mitteleuropa betroffen 
wurde. Außer der dadurch bedingten „monetären“ Krije fei noch 
eine ſolche auf dem Gebiete der Zölle in Geſtalt von Erhöhungen 
der Einfuhrzölle und anderen protektioniſtiſchen Maßnahmen hinzu- 
gekommen, die nun wieder einen weiteren Rückgang des Außen⸗ 
handels zur Folge gehabt hätten. 


Dec Bericht lehnt es ab, auf alle Urſachen einzugehen, die dieſer 
tiefen Beunruhigung des Wirtſchaftslebens der Welt zugrunde liegen. 
Aber einzelne dieſer Erſcheinungen ſeien eng mit ſeinem eigentlichen 
Problem verknüpft. Im weiteren bedient ſich der Bericht der Feſt⸗ 
ſtellungen, die der im Auguſt 1951 in Baſel verſammelte Sachver⸗ 
ſtändigenausſchuß in dem ſogenannten „Laptonbericht“ ausgeſprochen 
hat. Dieſer Bericht ſtellte feft, daß „die Welt in den vergangenen 
Jahren verſucht hat, zwei verſchiedene fih widerſprechende Prinzi⸗ 
pien zu verfolgen, indem ſie die Entwicklung eines internationalen 
finanziellen Syſtems zuließ, welches die jährliche Fahlung großer 
Summen von Schuldner- an Gläubigerländer mit fih bringt, dem- 
gegenüber aber gleichzeitig der freien Güterbewegung Hinderniſſe in 
den Weg legte.“ Der neue Bericht des Beratenden Sonderaus- 
ſchuſſes erklärt, daß die Lage Deutſchlands die eindrucksvollſte 
Illuſtration für dieſes, von dem Laptonbericht allgemein geſchilderte 
Dilemma bilde. Deutlich ſei dies erſt im Herbſt 1929 geworden, 
weil ſeit damals Deutſchland keine Auslandskredite mehr gewährt 


wurden. Dieſe hatten die ſchon von dem Dawesausſchuß zutreffende 


Erkenntnis verſchleiert, „daß die Zahlungen letzten Endes nur in 
Geſtalt von Waren geleiſtet werden können“. Die Verſuche, die inter» 
nationale Fahlungsbilanz mittels größerer Goldbewegungen auf- 
rechtzuerhalten, hätten die Währungsgrundlagen vieler Länder 
geſchwächt. = se 

Von beſonderen deutſchen Verhältniſſen werden die Urſachen 
der Verſchuldung Deutſchlands und des Anwachſens 
des Reichshaushalts ausführlicher behandelt. Von den nach 
der Inflation aufgenommenen Auslandskrediten feien nach Abfluß 
von 10,5 Milliarden Reparationszahlungen etwa 7,2 Milliarden in 
Deutſchland verblieben. Die in der Zeit von 1924 bis 1929 von 
deutſcher Seite auf 52,8 Milliarden geſchätzten Inveſtierungen (wo⸗ 
von 22,4 auf Inveſtition der öffentlichen Hand entfallen), ſtammten 
zwar teilweiſe aus Deutſchlands eigenen Erſparniſſen. Daß aber ein 
ſo großer Teil des inveſtierten Kapitals in fremden Händen ſei, 
mache Deutſchland beſonders empfindlich für finanzielle Störungen, 
namentlich ſoweit dieſes Kapital mit kurzer Kündigungsfriſt zurück⸗ 
gezogen werden kann, zumal ſich herausgeſtellt habe, daß ein erheb⸗ 
licher Teil dieſer Kredite langfriſtig angelegt ſei, die Zurüdziehung 
dieſer Kredite alſo nicht nur den Wechſelkurs, ſondern auch die Liqui⸗ 
dität der Banken ſelber bedrohe. £ 


Diefe letzten Schlußfolgerungen find ficherlich zutreffend, ob aber 


die zum Teil nur auf Schätzungen beruhenden Zahlen über die 


deutſche Inveſtitionstätigkeit nicht zu hoch gegriffen ſind und dadurch 
den auf Deutſchlands eigenen Erſparniſſen beruhenden Anteil über⸗ 
ſchätzen, kann hier nicht näher unterſucht werden, ift aber wahr» 
ſcheinlich. ; 

Bei der Unterſuchung des Reihshaushalts wird zunächſt auf das 
Anſteigen der öffentlichen Ausgaben in dem Zeitraum von 1925 bis 
1950 hingewiefen. Dieſes habe „die wachſende ſteuerliche rue 
fähigkeit Deutfchlands voll aufgezehrt“. Gleichzeitig in beunruhigender 
weiſe habe das Anſteigen eine Erhöhung der öffentlichen Schulden 
verurfacht. Die durch die Inflation auf einen kleinen Betrag ver⸗ 
minderten Schulden von Reich, Ländern und Gemeinden überſtiegen 
im Jahre 1951 24 Milliarden Reichsmark. 


während auf die Kritit, welche die Politik der ſteigenden Ause 
gaben oft erfahren habe, einfach hingewiejen wird, geht der Bericht 
auf „das Syſtem der finanziellen Beziehungen zwiſchen dem Reich, 
den Ländern und den Gemeinden“, das wir als „Finanzausgleich“ 
zu bezeichnen pflegen, näher ein. 

Don dem Spyſtem der prozentualen Steuerüberweiſungen wird 
behauptet, daß es die Ausgabenkontrolle von der Verantwortung für 
die Erhebung von Steuern zur Deckung dieſer Ausgaben loslöſe. Ob⸗ 
wohl die neuen Notverordnungen einen gewiſſen Fortſchritt gebracht 
haben mögen, möchte der Bericht doch annehmen, daß eine Reform 
auf dieſem Gebiet gute Wirkungen haben würde. Es iſt dies die 
einzige Stelle, an der der Bericht, wenngleich in vorſichtiger und all» 
gemeiner Form, Wünſche für die zukünftige deutſche Finanzpolitik 
ausſpricht. Wenn dies auch ſicherlich zum Teil darauf zurückgeführt 
werden kann, daß den Ausländern die mit dem Verhältnis von Reich, 
Ländern und Gemeinden in Deutſchland verknüpften Probleme des 
Finanzausgleichs zumeiſt undurchſichtig bleiben, ſo muß doch die 
finanzpolitiſche Bedeutung eines die Verantwortung aller Beteiligten 
wieder ſichernden Finanzausgleichs anerkannt werden. 


Der zweite Teil des Berichtes ſchließt mit einer ſehr merkwür⸗ 
digen Betrachtung: Jeder Krife ſei bislang ein Aufſchwung gefolgt. 
Künftige Möglichkeiten dürften darum nicht von der Grundlage 
einer Tiefkonjunktur beurteilt werden. Alle öffentlichen Haushalte 
und faſt alle Eiſenbahnen wieſen heute Fehlbeträge aus. „Es hieße 
an der Zukunft verzweifeln, wollte man nicht annehmen, daß in 
vorliegendem Falle das Gleichgewicht wieder erzielt werden könne“. 
Dies gelte „offenbar“ auch für Deutſchland. 


Dieſe Betrachtungsweiſe ſteht im ſchroffen Gegenſatz zu den 
reparationspolitiſchen Anſichten des erſten Teiles. Es kann ihr darum 
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nicht entſchieden genug widerſprochen werden. Denn es handelt fich 
in der Welt wie in Deutſchland eben nicht allein um eine wirtſchaft⸗ 
liche Kriſe, welche ſich durch die dem kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
ſyſtem eigenen Ausgleichskräfte ſelber zu überwinden vermag. Son« 
dern durch das Spſtem der politiſchen Zahlungen und den auch 
politiſch bedingten Widerſtand der Gläubiger gegen die auf die Dauer 
einzig ER Form des Empfangs in Geſtalt von Waren find alle 

Einrichtungen der Weltwirtſchaft zur ſelbſttätigen Überwindung von 
‚Krifen geſtört. Ehe alfo diefe politiſchen Störungen nicht beſeitigt 
ſind, bleibt ein wirtſchaftlicher Aufſchwung unmöglich. 


Der dritte Teil des Berichtes würdigt die Sondermaßnahmen, 
welche die Reichsregierung ſeit dem Juli 1950 im Wege von Not- 
verordnungen zur Überwindung der wachſenden Schwierigkeiten der 
Lage ergriffen hat. Die Bemühungen um Erhöhung der öffentlichen 
Einnahmen, Senkung der öffentlichen Laſten, Senkung der Preiſe 
und Löhne, Stützung einer Reihe von Bankinſtituten, zur Stärkung 
des Geldmarktes, zur Überwachung der Banken und Aktiengeſell⸗ 
ſchaften, des Deviſen⸗ und Kapitalverfehrs und zur Verhütung des 
Sufammenbrucs des landwirtſchaftlichen Kredites, vor allem im 
Often Deutſchlands, werden in großen Zügen geſchildert. Ein Urteil 
über den Erfolg dieſer Maßnahmen lehnt der Bericht ab. Wohl aber 
erkennt er „den entſchloſſenen Willen der Reichsregierung“ an, „der 
Lage gerecht zu werden“. 


Am wichtigſten find die Schlußfol gerungen des vierten 
Teiles. Junächſt wird eindeutig Deutſchlands Berechtigung aner⸗ 
kannt, im Rahmen des „Neuen Planes“ einen Übertragungsaufſchub 
der nach Ablauf des Hooverjahres, alfo ab 1. Juli 1932, fälligen 
Jahreszahlung zu erklären. Darüber hinaus beſagt der abſchließende 
Teil des Berichtes im weſentlichen folgendes: 


I. Sur Kritik des „Neuen Planes“: 


1. Ausmaß und Schwere der gegenwärtigen Krifis überſteigen 
die „verhältnismäßig kurze Depreſſion“, welche der „Neue Plan“ 
allein für möglich hielt und für deren Überbrückung allein er ſeine 


„Schutzmaßnahmen“ vorſah. 


2. Der „Neue Plan“ fegt ein ſtetiges Anwachſen des Welt- 
handels, auch dem Werte nach, voraus. In ſeinem Rahmen hätten 
die wachſenden Jahreszahlungen des Neuen Planes „abnehmende 
Bedeutung“ gehabt. Tatſächlich ift 
geſchrumpft. 


5. Das Fallen der Goldpreiſe hat nicht nur die tatſächlichen 
Laſten der in Gold feſtgeſetzten deutſchen Jahreszahlungen, ſondern 
aller in Gold feſtgeſetzten Zahlungen überhaupt ſtark erhöht. 


Danach hält der Sonderausſchuß den „Neuen Plan“ im ganzen 
für überholt, im einzelnen feine Vorausſetzungen für falſch, feine 
Schutzmaßnahmen für unzulänglich und feine Fahlungsforderungen 
für zu hoch. Überdies haben die Gläubiger das Derfagen des „Neuen 
Planes“ nach der unausgeſprochenen aber offenkundigen Anſicht des 
Sonderausſchuſſes mitverſchuldet. Denn ſie haben der „freien Güter⸗ 
bewegung Hinderniſſe in den Weg gelegt“, obwohl dies der Zahlung 
großer Beträge von Land zu Land widerſpricht und obwohl ſie nach 
dem „neuen Plane“ zur wirtſchaftlichen Fuſammenarbeit mit Deutſch⸗ 
land ausdrücklich verpflichtet waren. Daraus ergibt ſich, daß eine mit 


aber der Welthandel ein⸗ 


den Feſtſtellungen des Sonderausſchuſſes übereinſtimmende Neus 
regelung der deutſchen Reparationsverpflichtungen im Rahmen des 
„Neuen Planes“ unmöglich iſt. 


II. Neben dieſer Beurteilung des „Neuen Planes“ formuliert 
der Bericht folgende grundſätzlichen Sinſichten: 
1. „Das deutſche Problem“ ift in weitem Maße die Urſache für 
die ſteigende finanzielle Lähmung der Welt. . 
2. Transferierungen in einem Umfange, der die Zahlungsbilanz 
erſchüttern kann, müſſen das augenblickliche Chaos verſchärfen. 


5. Befreiung eines Schuldners von einer untragbaren Laſt kann 
unter Umſtänden den Gläubiger in ſeiner Eigenſchaft als Schuldner 
gegenüber Dritten leiſtungsunfähig machen. (Hiermit ift von dem 
Sonderausſchuſſe ausgeſprochen, daß bei einer Herabſetzung der deut⸗ 
ſchen Zahlungsverpflichtungen auch auf die europäiſchen Reparations⸗ 
gläubiger Rüdficht zu nehmen ift, die zugleich Schuldner der inter⸗ 
alliierten Kriegskredite ſind.) ; 


III. Auf der Kritik des „Neuen Planes“ und dieſen grund- 
ſätzlichen Einſichten baut der Sonderausſchuß die nachfolgenden 
Forderungen auf: 


‚I. Gemeinſames Handeln aller Regierungen wie es der Lapton⸗ 
bericht bereits forderte, aber noch nicht hervorrief, iſt in einem viel 
weiteren Maßſtabe erforderlich, als dem durch die Lage Deutſch⸗ 
lands allein gegebenen. 


. 2. Die Anpaſſung aller zwiſchenſtaatlichen Schulden (Repara⸗ 
tionen und anderen Kriegsſchulden) an die gegenwärtige Lage ift 
der einzige Schritt von Dauer, der geeignet wäre, das Vertrauen 
wieder herzuſtellen, das die ſicherſte Grundlage wirtſchaftlicher 
Stabilität und wahren Friedens iſt. 

5. Es find Schritte notwendig, um den energiſchen Maßnahmen, 
mit denen die deutſche Regierung die Stabilität ihrer Währung ver⸗ 
teidigt, dauernde Wirkung zu ſichern. 


‚ Hieraus ergibt fih: Erft eine Regierung«s konferenz kann 
die von dem Sonderausſchuß für notwendig gehaltene Neuregelung 
im einzelnen formulieren, weil dieſe den Rahmen des „Neuen 
Planes“ ſprengen muß und damit die Befugniſſe des Beratenden 
Sonderausſchuſſes überſchritte. Auf dieſer Konferenz dürfen, 
wiederum nach der unausgeſprochenen, aber unzweideutigen Übers 
zeugung des Beratenden Sonderausſchuſſes, nicht nur die Repara⸗ 
tionen behandelt werden, ſondern es muß das Problem der inter⸗ 
alliierten Schulden, ja die geſamte Weltwirtſchaftskriſis mitbehandelt 
und im Ergebnis berückſichtigt werden. = 


Wenn man bei der Würdigung des Bafler Berichtes die Ein- 
ſchränkungen in Betracht zieht, welche die Beſtimmungen des „Neuen 
Planes“ und die Einwirkungen der franzöſiſchen Regierung dem 
Unterſuchungsbereich und der Stellungnahme des Beratenden Sonder⸗ 
ausſchuſſes bereiteten, ſo muß anerkannt werden, daß er ſich ſeiner 
ſchwierigen und, wie gezeigt, in manchem Betracht geradezu wider⸗ 
ſpruchsvollen Aufgabe in einer für die Weltwirtſchaft und Deutſchland 
im großen und ganzen erfreulichen Weiſe gewachſen gezeigt hat. 
Würde der Ausſchuß mehr ins einzelne gehende 5 verſucht 
haben, ſo hätten ſich dieſe zum Nachteile Deutſchlands in dem von 
dem Ausſchuſſe ſelber mit Recht verworfenen Rahmen des „Neuen 
Planes“ halten müſſen. 


Verordnungen aus Not geboren 


Don Staatsſekretär a. D. Dr. R. von Kühlmann 


Beobachter, deren Blick durch keinerlei Parteibrille getrübt iſt, 
berichten aus dem Fn- und Auslande, daß das Erſcheinen der großen 
Notverordnung mit der gleichzeitigen Rundfunkrede des Kanzlers 
in weiten Kreiſen ſtarken Eindruck gemacht hat, und daß ſich all⸗ 
gemein ein Gefühl der Beruhigung und Befeſtigung geltend macht. 

Zahlreiche Stimmen haben fih auf allen Seiten erhoben, um 
Detailpunkte dieſer Notverordnung zu kritiſieren und Abänderungs⸗ 
wünſche zur Geltung zu bringen. Die Notverordnung und die Rede 
aber — beide gehören unlöslich zuſammen — bilden einen ſo mar⸗ 
kanten Abſchnitt in dem neueren deutſchen Geſchehen, daß es fih 
wohl der Mühe lohnt, einen Augenblick von dem haſtigen Alltags⸗ 
treiben des politiſchen und des Wirtſchaftslebens abzuſehen und von 
allgemeineren Geſichtspunkten aus dieſen bedeutungsvollen Akt der 
Reichsregierung zu wägen und zu werten. 

Derfaffungsgefchichtlich bedeutet die Notverordnung einen wei- 
teren Schritt im Sinne eines wirklich führenden und maßgebenden 
Reichskanzlers. Kein Menſch hat einen Augenblick gezweifelt, daß 
dies Brünings Derordnung ſei, und ſteckt auch ſicher Vorbereitung 
und Arbeit vieler guter Köpfe in dieſem ſchon dem Umfang und 
den Materien nach großem Werke, ſo iſt doch ſicher kein auch nur 
irgendwie weſentliches Detail hineinverarbeitet worden, ohne vom 
Kanzler perſönlich durchdacht und erwogen worden zu fein. Der 


z 


fang, der auch in parlamentariſchen Staaten felten ift. 


Reichstag hat dem Kabinett Vollmachten delegiert in TR in 

ie Über- 
legenheit demokratiſch parlamentariſchen Regimes gegenüber anderen 
Formen liegt vielleicht gerade darin, daß es Macht faſt unbeſchränkt 
delegieren kann, ohne an der eigenen Majeſtät Schaden zu leiden. 
Die faſt täglich wechſelnden Aſpekte einer bis in ihren Grundfeſten 
erſchütterten wirtſchaftlichen Welt nötigen zu ſo raſchem und ent⸗ 


ſchloſſenem Handeln, daß die Delegation der Parlamente an die 


Kabinette faſt zur Regel geworden iſt. Wir ſehen ſie in England 
und in Holland, und auch Frankreich hat den Weg des Ermächtigungs⸗ 


geſetzes für gewiſſe Gebiete betreten. 


Brüning hat für ſeine Perſon Diktaturgedanken immer kate⸗ 
goriſch in Abrede geſtellt. Es ift ihm auch bisher gelungen, ſtets 
durch Majorität des Parlaments Anerkennung der 5 Maß⸗ 
nahmen und weiteres Mandat zum Handeln nach Ermeſſen zu 
erlangen. 8 ; 

Es iſt eine intereſſante, wenn man will, ſehr demokratiſche 
Neuerung, daß der politiſche Führer des Volkes in entſcheidenden 
Momenten durch den Rundfunk unmittelbar zu Millionen von 
Hörern price, von Hörern ſowohl in Deutſchland als auch im 
ganzen Ausland bis nach überſee. Dieſe Erfindungen neueſten 
Datums eröffnen hier Möglichkeiten, die der bisherigen Entwicklung 
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fremd waren. vielleicht find Entwicklungen denkbar, welche an 
Stelle des altheiligen Verfahrens, durch Abſtimmung Bevollmächtigte 
zu wählen und aus der Beratung dieſer Bevollmächtigten unter der 
Fiktion, daß fie den Volkswillen darſtellten, die Maßnahmen der 
Exekutive und der Geſetzgebung herauswachſen zu laſſen, neue Wege 
weiſen. P 
s Se wenigen Stimmen, die es bisher unternommen haben, den 
politiſchen, das heißt den Gedankeninhalt der Notverordnung kritiſch 
zu zergliedern, kommen zu dem Schluß, daß die Notverordnung einen 
ſo tiefen Eingriff in das bisher als unantaſtbar geltende Gebäude 
deſſen, was man kapitaliſtiſche Wirtſchaft zu nennen ſich gewöhnt 
hatte, darſtellt, daß manche darin einen tödlichen Stoß gegen das 
kapitaliſtiſche Syſtem ſelbſt erblicken wollten. Es hat nicht an 
Stimmen gefehlt, welche ſo weit gingen, zu behaupten, es ſeien nur 
noch Unterſchiede des Grades, welche die Weltanſchauung der Not⸗ 
verordnung von der des ruſſiſchen Sowjetismus trennten. 
Wer in häufigem und regelmäßigem Gedankenaustauſch mit den 


Völkern jteht, die für unfer Geld- und Areditweſen die ausſchlag⸗ 


gebende Rolle ſpielen, Franzoſen, Engländern, Amerikanern, wird 
ſich der Erkenntnis nicht verſchließen können, daß zwiſchen dem 
deutſchen denken und dem der genannten Völker ſehr bedeutende 
Unterſchiede ſich entwickelt haben. Den genannten Weſtmächten gilt 
der Konſenſualkontrakt des privaten Rechtes als unantajtbares 
Heiligtum. Eingriffe des Staates in dieſe Sphäre ſind immer ver⸗ 
abſcheut, und wo fie fih als unabweisbar nötig erwieſen, der Seit⸗ 
dauer und dem Umfang nach tunlichſt beſchränkt worden. In 
Deutſchland iſt zu allen Zeiten dieſem privatkapitaliſtiſchen Denken 
ein voller Tropfen een AT Gles beigemengt geweſen. 
Die Suprematie des Staatsintereſſes über alle Kontrakte des Privat- 
rechts iſt zu keiner Zeit geleugnet worden, und der Kanzler tut in 
ſeiner großen Notverordnung nichts anderes, als dieſe Gedanken⸗ 
reihe fortzuſetzen und ſtärker zu betonen. Es ift zweifellos der radi- 
kalſte Eingriff in beſtehende Kechte, zu dem bisher ein Ordnungs⸗ 
ftaat im Frieden ſich gezwungen ſah. Außerlich mögen ſolche Ein- 
griffe tatfächlich dem Vorgehen revolutionär⸗radikaler Regierungen 
ähneln, der zugrunde liegende weltanſchauliche Boden iſt aber ein 
total entgegengeſetzter. Dies hervorzuheben ſcheint fundamental 
wichtig, um gefährlichen Mißverſtändniſſen im Inlande und Aus- 
lande vorzubeugen. Bisher hat auch im Denken derer, die lediglich 
privatkapitaliſtiſch eingeſtellt find, ein Yuftand ſtets die Staatsomni⸗ 
potenz legitimiert, jeden Eingriff zur Erreichung eines letzten Zieles 
erlaubt und berechtigt erſcheinen laſſen: der Krieg. Wir erleben 
heute überall eine Erweiterung dieſes Begriffs, die ſich nur bei uns 
wegen härterer Not ſchärfer und deutlicher abhebt. Was der Krieg 
erlaubt und notwendig macht, muß auch von den auf den Krieg 
folgenden beiſpielloſen Notſtänden gelten. Solche Eingriffe in das 
fundamentale Recht der Obligation hat auch das weſtliche Denken 
für den Krieg nur deshalb zugelaſſen, weil es fih um einen Aus- 
nahmezuſtand von beſchränkter Dauer handelte und ſtillſchweigend 
die Vorausſetzung beſtand, daß nach Beendigung dieſes Ausnahme- 
zuſtandes von ſelbſt die Herrſchaft des zivilen Rechtes im ganzen 
Umfang wieder auflebe. Bier liegt der fundamentale Unterſchied. 
Die Sowjetlehre und ihr verwandte Gedankengänge wollen nach einem 
abſtrakten, der menſchlichen Natur fremden Gedankenbilde bewußt 
die Welt vollkommen umgeſtalten. Ihr iſt die diktatoriſche Allmacht 
des Staates nicht nur Mittel zum Sweck, ſondern es iſt einer der 
Zwecke ſelbſt. der Kanzler Brüning hingegen ſteht bei aller Ent- 
ſchloſſenheit, vor nichts zurückzuſcheuen, was die Erhaltung des 
Staates verlangt, durchaus auf dem Boden der beſtehenden Gefell- 
ſchaftsordnung, ja, auf dem Boden des weſtlichen Denkens, denn ihm 
find diefe harten Maßnahmen nur Mittel, mit denen er außer ⸗ 
gewöhnliche zeitweilige Schwierigkeiten bekämpft, die aus dem Chaos 
des Krieges hervorgegangen find. Daß nach Überwindung des Aus- 
nahmezuſtandes die Welt wieder unter das Zeichen des verbindlichen 
bürgerlichen Rechtes trete, entſpricht vollkommen feiner Grund- 
anſchauung, die er mehrfach kundgetan hat. 

Der Schritt der Notverordnung, insbeſondere in bezug auf die 
Sinsſenkung, ift ihm ſicher nicht leicht gefallen. Bei feiner ge⸗ 
wiſſenhaften Gründlichkeit hat er ihn beſtimmt innerlich zunächſt 
abgelehnt, er hat ſich ja auch öffentlich im Sinne einer Ablehnung 


ausgeſprochen, ift aber dann durch den unabweisbaren wa 
Logik doch auf dieſen Weg gedrängt worden. $ 55 ad 

Es find, wie gefagt, niht abſtrakte Wunſchbilder der Welt- 
geſtaltung, es find harte Tatſachen, welche das Kabinett in 
diefe Bahn gezwungen haben. Mit die größte Schwierigkeit der 
Regierung Brüning liegt darin, daß der Rückgang in den Staats- 
einnahmen in ſchwerbedrängter Zeit praktiſch unlimitiert iſt, die 
Möglichkeit aber, die Staatsausgaben zurückzuſchneiden, ſelbſt bei 
vollendeter a ee beſchränkt. Jeder anderen Regierung 
ſteht für dieſe zeitweiligen Spannungsmomente der Gummipuffer 
kurzfriſtigen Kredits zur Verfügung, und Finanzminiſter Dietrich 
wird nicht ohne eine Regung des Neides geleſen haben, daß fein 
amerikaniſcher Kollege Mellon auf einen Schlag 5% Milliarden mark 
kurz- und mittelfriſtig aufzunehmen in der Lage war, um oie Löcher 
ſeines Budgets zu ſtopfen. Für das deutſche Kabinett beſteht prat- 
tiſch die Unmöglichkeit, auch nur einen beſchränkten Millionenbetrag 
für derartige Überbrüdungen mobil zu machen. Jedes durch Ab- 
ſinken des Steuerertrages entſtehende Defizit muß mit poller Härte 
ſofort auf den Steuerzahler weitergeleitet werden. Das Budget muß 
um jeden Preis im Gleichgewicht gehalten werden, denn bei dem 
Mangel überbrückenden Kredits würde ein Budgetdefizit den An⸗ 
fang des Chaos bedeuten. Dies iſt der Ausgangspunkt des Ge⸗ 
dankengebäudes, auf dem die Notverordnung ruht. Soziales Emp⸗ 
finden und elementare politiſche Klugheit verlangen, daß alles daran⸗ 
geſetzt werde, mit der Kürzung der Einkommen Senkung der Lebens⸗ 
haltungskoſten zu verbinden. Die aus Anlaß früherer Notverord⸗ 
nungen in dieſer Hinſicht unternommenen Derjuche haben nicht ganz 
zum erhofften Erfolg geführt. Da man aber die Gehälter ſenken 
wollte und ſenken mußte, ergab ſich die zwingende Notwendigkeit, 
tiefer und ſchärfer in das ganze Gewebe des Wirtſchaftslebens 
hineinzuſchneiden. Wieder einmal bewährte fich der alte Goetheſche 
Spruch: Beim erſten find wir frei, beim zweiten find wir Knechte. 
Jeder derartige ſtaatliche Eingriff in das feine und komplizierte 
Netzwerk wirtſchaftlicher Beziehung iſt zu allen Zeiten ein Schritt 
ins Unbekannte, noch mehr heute in Zeiten ungeheurer wirtſchaft⸗ 
licher Umwälzungen, wie wir ſie durchleben. 

Der Pfundentwertung ſind zahlreiche Staaten gefolgt. Die 
Erportfähigkeit und damit die wirtſchaftliche Angriffskraft der 
Länder mit relativ entwerteter Währung iſt geſtiegen. Für Deutſch⸗ 
land aber ift es eine Lebensnotwendigkeit, am Goldſtandard feſtzu⸗ 
halten. Die Erinnerungen an die furchtbare Folter der Inflation 
ſind in der Bevölkerung noch viel zu lebendig, als daß irgendwelche 
Gedanken an die Wertherabſetzung der Mark anders enden könnten 
als in einer vollen Währungskataſtrophe nach relativ kurzer Zeit. Die 
Exportüberlegenheit des währungsſchwachen Landes iſt immer nur 
ein Durchgangszuſtand, wenn dieſer auch unter Umſtänden ziemlich 
lange dauern kann. Ob angeſichts der Notwendigkeit des Sejt- 
haltens an der Goldmark und angeſichts der hohen ämie der 
ſchlechten Währungen für grundlegende Artikel wie Kohle, Deutſch⸗ 
land auf Spezialabwehrmaßregeln in Form von Follzuſchlägen auf 
die Dauer wird verzichten können, ſcheint ſehr zweifelhaft. Beſſerer 
Schutz des deutſchen Marktes gegen außergewöhnliches Dumping, 
wie es in Holz die Oſtſtaaten, in Kohle hauptſächlich England durch 
beſondere Umſtände begünſtigt, zu treiben in der Lage ſind, würde in 
s Linie eines aufbauenden nationalen Programms für Deutſchland 
iegen. : 

Wenn auch die Maßregeln der Notverordnung eingreifende 
ſind, als dies den Gewohnheiten und dem Denken des Weſtens, auf 
den unſer Kreditbedürfnis angewieſen bleibt, willkommen und viel⸗ 
leicht ſogar tragbar erſcheint, ſo dürfen grundfalſche Anſchauungen 
über den angeblichen Staatsſozialismus Brünings keinen Augen ⸗ 
blick unwiderſprochen bleiben. Der Kanzler und fein Kabinett ſtehen 
vollkommen auf dem Boden des hiſtoriſch Gewordenen, und nur 
ſchweren Herzens und unter dem unabweisbaren Zwang enorm 
ſchwieriger Verhältniſſe haben fie fih gerade zur Rettung des 
hiſtoriſch Gewordenen durch einen Augenblick härteſter Not zu tief 
eingreifenden Maßregeln entſchloſſen, die nur für die Dauer des 
außerordentlichen Suſtandes gedacht find, und nach der Wiederkehr 
normalerer Derhältniffe je eher, je lieber dem Spiel der traditionell 
gewordenen Kräfte wieder weichen ſollen. 


Reparationen und Kriegsſchuldtheſe 


Don Reichsminifter a. D. Dr. Bell, M. d. R. 


Vor einigen Wochen erregte ein im „Temps“ erſchienener Auf- 
ſatz mit der Aufſchrift „Le Traité de Versailles et les repara- 
tions“ berechtigtes Aufſehen. Nicht nur der Inhalt dieſes Aufſatzes 
war bemerkenswert, ſondern vor allem auch die Tatſache, daß als 
Perfaſſer zeichneten die hervorragendſten franzöſiſchen Kriegs ſchuld⸗ 
forſcher, nämlich die mit offiziellem Charakter bekleideten Pro⸗ 
feſſoren der Sorbonne, Camille Bloch und Pierre Renoupin, Mit- 
glieder des Editionskomités der franzöſiſchen Aktenpublikation. 
Der Artikel juht den Nachweis zu führen, daß Deutfchland an der 


mißverſtandenen Kriegsſchuld kranke. CTatſächlich ſtelle dagegen 
— fo argumentieren die Verfaſſer, die fih übrigens keineswegs los⸗ 
löſen von dem Vorwurf der Alleinſchuld Deutſchlands — Artikel 231 


des Verſailler Vertrags weder Deutſchlands alleinige Schuld am 


Weltkrieg noch die Derfemung der deutſchen Vorkriegspolitik feft, ſon⸗ 
dern bilde lediglich die Rechtsgrundlage der Reparationen; Formulie- 
rung und Entſtehungsgeſchichte des Artikels 251 wieſen deutlich dar⸗ 
auf hin, daß nur verlangt und anerkannt werde die Tatſache der 
„aggression C'est-à-dire l'attaque et P'invasion“. Dieſe dem 
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Verlangen der Entente entſprechend von Deutſchland anerkannte 
Tatſache des Angriffs und der Eröffnung der FFeindſeligkeiten 
„l'initiative des hostilités“ begründe als „faute“ nach den zivil⸗ 
rechtlichen Grundſätzen, insbeſondere auch des Deutſchen Bürger- 
lichen Geſetzbuches, die Verantwortlichkeit Deutſchlands und den 
Anſpruch feiner Gegner auf Schadenserſatz. 

Vor Tiſch las man's anders. Vergegenwärtigt man fih die 
hiftorifhen Fuſammenhänge des ominöſen Artikels 251 und die 
ihm von maßgebenden franzöſiſchen Stellen während der verfloſſenen 
zwölf Jahre ſtändig gegebene Interpretation, ſo darf man über die 
neuerdings beliebte Auslegung einigermaßen überraſcht ſein. Auf 
den erſten Blick könnte man wohl geneigt ſein, darin eine vom 
Standpunkte der Gerechtigkeit und der Vernunft hocherfreuliche 
Sinnesänderung zu erblicken. Tatſächlich läßt ſich nicht verkennen, 
daß die deutſchen Aktenpublikationen und der unermüdliche deutſche 
Abwehrkampf gegen die unhaltbare Theſe von der Kriegsfchuld 
Deutſchlands ihren Eindruck ſelbſt in Frankreich nicht verfehlt 
haben. Wer aber einen genauen Einblick gewonnen hat in die 
franzöſiſchen Methoden und in die außenpolitiſchen Ziele Frank⸗ 
reichs, den wird die Erkenntnis der wahren Tendenzen des im 
„Temps“ veröffentlichten Artikels bewahren vor einer Über- 
ſchätzung feiner Bedeutung. Schon die Tatſache, daß die Veröffent- 
lichung gerade in derjenigen Zeitung erfolgt iſt, die ſeit Kriegs- 
ende ununterbrochen als Dorkämpferin auftrat für die Theſe der 
Alleinſchuld Deutſchlands am Weltkriege, gibt zu denken. Obgleich 
nach dem Anerkenntniſſe fie der geſamten Kulturwelt und vor 
allem auch nach den Feſtſtellungen der gewiſſenhaften Kriegs- 
urſachenforſcher faſt ſämtlicher Länder das von Deutſchland gegen 
die Uriegsſchuldtheſe vorgelegte Entlaftungsmaterial von iiber- 
zeugender Durchſchlagskraft iſt, ſcheint das „Umlernen“ gerade bei 
denjenigen auf die größten Schwierigkeiten zu ſtoßen, die ſonſt 
keine Gelegenheit vorübergehen laſſen, ohne die Gerechtigkeit und 
die friedliche Derftändigung zu lobpreiſen. : ; 

Zur Beurteilung des Derhältniffes des Artikels 231 zur les 
je Id Deutſchlands muß man fih zunächſt den Wortlaut dieſes 

titels vergegenwärtigen. 

„Die alliierten und aſſoziierten Regierungen erklären, und 
Deutſchland erkennt an, daß Deutſchland und ſeine Verbündeten 
als Urheber für alle Derlufte und Schäden verantwortlich find, 
die die alliierten und aſſoziierten Regierungen und ihre Staats⸗ 
angehörigen infolge des Krieges, der ihnen durch den Angriff 
Deutſchlands und 
erlitten haben.“ : | 

Unleugbar iſt die hiftorifche Tatſache, daß mit dieſem Artikel 
beabſichtigt war, eine „general confession of guilt“ als moraliſche 
Verantwortlichkeit Deutſchlands für alle angerichteten Schäden feſt⸗ 
zulegen, der dann im Artikel 251 die „limited financial responsibi- 
lity“ gegenübergeftellt wurde, nämlich die Schadenserſatzpflicht 
Deutſchlands für den angerichteten Schaden bis zur äußerſten 
Leiſtungsgrenze, da die Wiedergutmachung aller Schäden fie 
überſchritten hätte (Temperley). In der Sitzung der Gejamt- 
kommiſſion „für die Feſtſtellung der Derantwortlichkeiten der 
Urheber des Krieges und die aufzuerlegenden Strafen“ vom 
12. März 1919 unterſtützten die Vertreter der Vereinigten Staaten 
von Amerika die franzöſiſche Forderung ‚auf Feſtſtellung der 
deutſchen Kriegsſchuld durch einen Reſolutionsentwurf Lanſings. 
Dieſer Lanſingſche Entwurf bezeichnete den Weltkrieg von 1914 als 
ungerecht und unzuläſſig und als „moraliſches Verbrechen gegen 
die Menſchheit“ und brandmarkte Deutſchland als den allein 
ſchuldigen Urheber. Nach James Brown Scotts Zeugnis war die 
Kommiſſion einſtimmig von der deutſchen Uriegsſchuld überzeugt. 
Zwar enthält der von ihr der Friedenskonferenz vorgelegte 
„Rapport“ keinen Artikel dieſes Inhalts, jedoch eine formelle Der- 
urteilung der Kriegsurheber, folgeweiſe ein moraliſches Urteil. 
Die Geſichtspunkte dieſes „Rapports“ haben offenſichtlich auch die 
Reparationstommiffion beeinflußt und der in ihr Ende März 1919 
entſtandenen Kriſe zur Löſung verholfen. Damals gelang es ſchließ⸗ 
lich Lloyd George, zwiſchen der franzöſiſch⸗engliſchen Auffaſſung, 
nach der Deutſchland alles zahlen ſollte, und dem amerikaniſchen 
Standpunkt, der Deutſchlands Leiſtungsfähigkeit berüdfichtigen 
wollte, ein Kompromiß zu ſchließen auf folgender Grundlage: 
Deutſchland ſollte für allen der Zivilbevölkerung durch Angriff und 
Völkerrechts verletzung verurſachten Schaden erſatzpflichtig haften, 
wie er in einem beſonderen Dokument (Anlage I zu Teil VIII des 
Derfailler ee) näher umſchrieben wurde. Da man aber 
glaubte, die Stimmen der Dolfsvertretungen berüdfichtigen zu 
follen, fo brachte man ſtatt der „financial liability“ die „responsibi- 
lity“ herein und erreichte durch dieſes taktiſche Manöver eine UAn- 
gleichung an den franzöſiſch⸗engliſchen Standpunkt oder, wie Baruch 
es bezeichnet, eine „moraliſche Verantwortlichkeit“. 

as im „Rapport“ beigebrachte Material ſollte zur Recht⸗ 

fertigung dieſer „moraliſchen Verurteilung“ Deutſchlands dienen. 
Was freilich die Vereinigten Staaten von Amerika anlangt, jo 
haben fie fih für die Feſtſtellung der moraliſchen Schuld Deutſch⸗ 
lands zu dem Zwecke eingeſetzt, um eine uferloſe Haftbarkeit 
Deutſchlands zu verhindern. 
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feiner Verbündeten aufgezwungen wurde,. 


zeichnet werden. 


In der geſamten Literatur unſerer ehemaligen Kriegsgegner 
über die Friedensverhandlungen und über die Auslegung des 
Artikels 251, mögen die Verfaſſer Engländer, Amerikaner oder 
Franzoſen fein, namentlich auch bei Davis, Baruch, Lamont, 
Temperley, Baker und Tardieu, herrſcht Einmütigkeit über die im 
Artikel 251 verankerte „moral responsibility“. Don keiner Seite 
ift bisher der „Angriff“ als Schadenserſatz⸗Verpflichtungsgrundlage 
vorgeſchoben worden. Gerade von franzöſiſcher Seite wußte man 
den Artikel 251, durch keinerlei Skrupel und Zweifel geplagt, ſeit 
feinem Zuſtandekommen ſtets dahin auszuwerten, daß man ſich 
über das feierlich proklamierte Selbſtbeſtimmungsrecht der Nationen 
und die verkündete allgemeine Entwaffnung hinwegſetzte und die 
ungeheuerlichſten „Friedens “bedingungen mit Wegnahme von Land 
und Volk, mit Raub der Kolonien, mit maßloſen Tributlaſten, zu 
rechtfertigen ſuchte als Strafe und Sühne für die am Weltkrieg 
allein ſchuldigen Mittelmächte. Damals hat man auch von franzö⸗ 
ſiſcher Seite die unbeſtreitbare Tatſache zugegeben, daß Mantelnote 
und Ultimatum authentiſche Begründung und Interpretation der 
Verſailler Vertragsbeſtimmungen find. Tlopd George hat ſie am 
24. Juni 1925 anläßlich der Debatte über die Sicherheitsfrage als 
einen Teil des ganzen Vertrags bezeichnet. Temperley hat dieſe 
Auffaſſung beſtätigt. Gerade in der Mantelnote aber iſt der 
Schuldſpruch gegen Deutſchland und die Mittelmächte am ſchärfſten 
formuliert und außer der moraliſchen Rechtfertigung der Tribute, 
außer der Begründung des Straffriedens auch die ſtets im Hinter⸗ 
grunde gelagerte Abſicht verwirklicht, die Derfemung der deutſchen 
Geſchichte und beſonders der preußiſchen Geſchichtsentwicklung feſt⸗ 
zulegen. Ganz in dieſem Sinne bewegt ſich auch die bekannte Rede 
Poincarés vom 6. Juli 1922, worin er gegen Deutſchland den Vor⸗ 
wurf ſchleudert, ſein Beſtreben auf Befreiung von der Alleinſchuld 
am Kriege bezwecke die Unterhöhlung der Grundlagen des 
Artikels 251 und folgeweiſe die Freiſtellung von Reparationen. 

Gerade die mit dem Artikel 251 verbundenen Interpretationen 
haben der deutſchen Delegation damals begründete Veranlaſſung 
gegeben zu entſchiedenen Noten gegen die Aufnahme dieſes jeder 
Gerechtigkeit widerſprechenden Artikels. Die gleichen durch⸗ 
ſchlagenden Gründe haben in der Nationalverſammlung zu Weimar 
vor und nach Annahme und Unterzeichnung des Zwangsdiktats 
zu ſchärfſtem Proteſt vor der geſamten Weltöffentlichkeit geführt 
gegen das unter beiſpielloſem Druck erzwungene Diktat mit ſeinem 
Schuldbekenntniſſe. Auch ſpäter haben Regierung und Parlament 
jede Gelegenheit benutzt, mit Aufklärung der Kriegsfchuldfrage ent- 
ſchiedenen Widerſpruch gegen den aufgezwungenen und wahrheits- 
widrigen Artikel 251 zu verbinden. i ; 

Die neueſte Veröffentlichung im „Temps“ ſcheint einen eigen⸗ 
artigen Syſtemwechſel in Frankreich einleiten zu follen. Iſt aber 
durch die Ergebniſſe der wiſſenſchaftlichen Kriegsforfhungen ſowohl 
Deutſchlands wie zahlreicher anderer Staaten die gegen die Mittel- 
mächte gerichtete Kriegsſchuldtheſe zuſammengebrochen, ſo muß 
auch die neue franzöſiſche Methode als ein Schlag ins Waſſer be⸗ 
Vor dem Forum der Weltgeſchichte und der 
Weltmoral iſt ein erpreßtes Anerkenntnis ohne Wirkung. Wer alſo 
Gerechtigkeit und Vernunft noch gelten läßt, darf ſich auf ein 
Anerkenntnis Deutſchlands zur Rechtfertigung des Artikels 231 
nicht berufen. Ebenſo verfehlt ift der weitere Verſuch, die Tat- 
ſache des „Angriffs“ Deutſchlands in den Vordergrund zu ſchieben 
und aus zivilrechtlichen Beſtimmungen, namentlich aus den Vor- 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches, Deutſchlands Haftbarkeit 
und volle Entſchädigungspflicht herzuleiten. Sivilrechtliche Dor- 
ſchriften kommen hier überhaupt nicht in Frage. Insbeſondere 
bieten die Beſtimmungen des BGB. (etwa 88 825 ff. und 826) 
nirgendwo eine Rechtsgrundlage; ebenſowenig übrigens auch der Code 
Civil. Maßgebend ift vielmehr das Völkerrecht. Aber auch die zur Zeit 
des Kriegsausbruchs und während des Weltkriegs herrſchenden 
Völkerrechtsvorſchriften find keineswegs ausreichend, um Deutſch⸗ 
lands Reparationspflicht im Sinne der franzöſiſchen Auffaſſung zu 
rechtfertigen. Abgeſehen davon, daß nach damals geltendem Völker- 
recht Krieg und auch Angriffskrieg keineswegs ohne weiteres verboten 
war, würde „faute“ als Kechtfertigungsgrund zum Schadenserſatz ein 
rechtswidriges und ſogar ein bewußt rechtswidriges Verhalten vor⸗ 
ausſetzen. Davon kann aber bei gerechter Würdigung der Sachlage 
und aller derjeniger Umſtände, die ſchließlich zum Kriegsausbruch 
ührten, keine Rede ſein. Deutſchland hat von Anbeginn die 

echtswidrigkeit feiner Handlungsweiſe beſtritten und beweis⸗ 
kräftiges Gegenmaterial gebracht. Wer trotzdem die Rechtswidrig⸗ 
keit Deutſchlands als Verantwortungsgrund vorſchiebt, verläßt den 
Rechtsboden. Indeſſen ſelbſt die ungünſtigſte Rechtsauslegung, die 
man von gegneriſcher Seite etwa gegen Deutſchland auswerten 
könnte, würde ſich erſchöpfen in der Verpflichtung Deutſchlands 
zur Wiedergutmachung der Schäden der „territoires envahis“ im 
Sinne der Lanſing⸗Note vom 5. November 1918. Geht man aber 
von der Tatſache aus, daß Frankreich für feinen geſamten Wieder- 
aufbau 100 Milliarden Franken = 16,5 Milliarden RM. aufgewandt 
und daß Deutſchland an Frankreich ſelbſt nach der vorſichtigſten 
Schätzung mindeſtens 19 Milliarden Rm. an Reparationen gezahlt 
hat, ſo ſind dieſe allein verwertbaren Schäden von Deutſchland 
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längſt bezahlt. Die franzöſiſche Denkſchrift hat alſo für die 
ene en keinerlei praktiſche Bedeutung, da ſie weder die 
wöch. Anſprüche zu ſichern noch die deutſche Stellung zu 
chwächen geeignet iſt. g 

In atemloſer Spannung wartet die Kulturwelt auf den Der- 
lauf der vier folgenſchweren und innerlich zuſammenhängenden 
internationalen Verhandlungen. Werden fie für abſehbare Seit eine 
Löſung der Weltwirtſchafts⸗, Weltfinanz- und Weltkreditkriſe 
bringen? Soll dauernd die Macht über das Recht triumphieren 


und den europäiſchen Kontinent mit der Kultur des Abendlandes 
in den Abgrund ſtürzen und zugleich die geſamte Welt unrettbar 
zur Katajtrophe führend Oder ſollen endlich Weltvernunft und 
Gerechtigkeit die Oberhand gewinnen und der Befriedung Europas 
wie der friedlichen Gemeinſchaftsarbeit der Kulturnationen den 
Weg bereiten? Das find die weltbewegenden Fragen, die heute 
auf aller Lippen brennen. Zur Beantwortung dieſer verant⸗ 
wortungsſchweren Gewiſſensfragen ift aber in erſter Linie Frank⸗ 
reich berufen. 


Preisüberwachung 


Don Reichstommiffar für Preisüberwachung Dr. Goerdeler 


Nachdem ich mich auf Wunſch des Herrn Reichspräſidenten 
entſchloſſen habe, alle Bedenken zurückzuſtellen und das Amt eines 
Reichskommiſſars für Preisüberwachung zu übernehmen, möchte ich 
alle deutſchen Volksgenoſſen gewinnen und bitten, mir zu helfen. 


Vielfach ſind die Wünſche, die ſeitens der Landwirtſchaft und 
Induſtrie, ſeitens des Handels und des Handwerks und ſeitens der 
Verbraucher an mich herantreten. Die genannten Gruppen ver⸗ 
körpern alle Wirtſchaftsgruppen von der Erzeugung der Ware an; 
ſie verteilen und verarbeiten ſie, bis der Verbraucher ſie erwirbt. 
Die meiſten Menſchen gehören verſchiedenen Gruppen an; fie find 
ſowohl Erzeuger als auch Verbraucher. Menſchen, die nur ver⸗ 
brauchen, gibt es nur ſehr wenige. Aber die größte Maſſe 
der Arbeitnehmer iſt Erzeuger und Verbraucher zugleich. 
Der Bäckergeſelle, der ſeine beſtimmte 
Arbeit in der Brotfabrik hat, iſt aufs 
höchſte an dieſem Produktionsbetrieb inter⸗ 


dazu, daß fih in ſteigendem Maße die einzelnen Völker gegen 
fremde Einfuhr durch Sölle und andere Maßnahmen ſchützen, um 
die eigene ae zu retten. Zu den anderen Urſachen gehört 
die große politiſche und wirtſchaftliche Unordnung, die das Diktat 
von Derfailles nicht nur über Deutſchland, ſondern über Europa 
und damit über die Welt gebracht hat. Wir gehen nach meiner Über- 
zeugung zweifellos einem Zeitraum entgegen, in dem wir zu einer 
Art Taujchhandel mit anderen Volkswirtſchaften gelangen. Jedes 
Land wird nur ſo viel aus dem anderen Land aufnehmen wollen, 
wie es ſelbſt in dieſes Land ausführt. Ganz gleichgültig, ob wir nun 
den Anſchluß an die Weltwirtſchaft im Intereſſe unſerer in der Aus⸗ 
fuhrinduſtrie beſchäftigten Betriebe und Arbeitnehmer aufrechterhalten 
oder uns binnenwirtſchaftlich umſtellen oder beides wollen, auf jeden 
Fall ift jedes dieſer Fiele nur zu erreichen, wenn wir uns auf eine 
niedrigere Preisgrundlage herunterſchrau⸗ 
ben. Ein ſolches Abgleiten wäre ohne jede 
Notverordnung als Aus wirkung wirtſchaft⸗ 


eſſiert. Kann dieſer Betrieb wegen unzu⸗ 
reichenden Abſatzes oder wegen unrichtiger 
Preiſe nicht leben, ſo gerät damit ſeine 
Exiſtenz in Gefahr. Dieſes Beiſpiel für 
viele ſonſt mögliche beweiſt, daß die richtige 
Preisgeftaltung ſtets nach den verſchiedenſten 
Seiten hin zu prüfen iſt. Würde es möglich 
ſein, ohne ſchwere wirtſchaftliche Schäden 
den Preis durch Befehl zu ſenken, jo hätte 
der Herr Reichspräſident keinen beſonderen 
Kommiſſar eingeſetzt. Dann wäre einfach 
der Brotpreis auf die Hälfte herabgeſetzt 
und es wäre gleichgültig geweſen, was aus 
den bei der Broterzeugung beſchäftigten 
Arbeitnehmern dann geworden wäre. Die 
Einſetzung eines Reichskommiſſars für 
Preisüberwachung hat alſo als Grundlage 
die richtige Vorſtellung, daß eine allgemeine 
Preisſenkung nur organiſch angebahnt und 
durchgeführt werden kann, damit bei dieſer 
Senkung nicht die Schäden größer ſind als 
die Vorteile. 


Aus dieſer Betrachtung erhellt ferner 
folgendes: 


1. Die gerechte Preisgeſtaltung kann 


Wie die Lebenshaltung sich verbilli 
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licher, unabänderlicher und zwingender Ge⸗ 
ſetze von ſelbſt vor ſich gegangen, aber es 
hätte Monate, wenn nicht Jahre gebraucht, 
und dieſer Zeitraum wäre ausgefüllt wor⸗ 
den von unerträglichen inneren Spannun⸗ 
gen und Reibungen. Deswegen macht die 
Notverordnung den Verſuch, diefe an und 
für fih ſelbſtverſtändliche Entwicklung in 
5 ganz kurzen Zeitraum zuſammenzu⸗ 
preſſen, um Spannungen und Reibungen 
auf ein Minimum herabzumindern. 

Durch die von der Notverordnung vor» 
geſehenen Maßnahmen vermindert ſich am 
1. Januar 1952 die Kaufkraft in 
einem Maße, wie wir es bisher nicht erlebt 
haben. Wir müſſen bedenken, daß von der 
zehnprozentigen Einkommensminderung 
etwa 55 Milliarden des deutſchen Dolfs- 
einkommens erfaßt werden. Es tritt alſo 
eine plötzliche Abſenkung um einen Jahres⸗ 
wert von 5,5 Milliarden ein. Dieſe 
Minderung der Kaufkraft zieht alles in 
ihren Strudel. Damit dieſer Strudel nicht 
vernichtend wirkt, iſt es notwendig, Kräfte 
einzuſchalten, die dieſen Vorgang re⸗ 
gulieren. Je ſchneller dieſe Regulierung 
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VERSICHERUNG, 
nicht herbeigeführt werden im Kampfe aller } 
gegen alle. Selbſtverſtändlich müſſen und 
ſollen auch hier die Kräfte gegeneinander 
wirken. Aber dieſe Kräfte und Intereſſen⸗ 
gegenſätze ſollen nicht ausmünden im a 
Kriegszuftand, in dem ſchließlich der Stärkere gewinnt, 
ſondern follen ihr Ende finden vor einer objektiven Stelle, 
die die beſte und zweckmäßigſte wirtſchaftliche Regelung herbeiführt. 

2. Es iſt notwendig, die Preisſenkung zu einer ganz umfaſſen⸗ 
den und allgemeinen auszugeſtalten, wenn nicht unſer Wirtſchafts⸗ 
leben neuen ſchweren Erſchütterungen ausgeſetzt ſein ſoll. Es gilt, 
ich möchte ſagen ruckartig, die geſamte Wirtſchaft auf einen anderen 
Preis-, Lohn- und Gehaltsſtand zu überführen. nr 

Man wird nun fragen, ob denn ein jo ungewöhnliches Dor- 
gehen erforderlich ift. Ich muß da einige Worte jagen über die 
Lage, in der wir uns befinden. Es iſt -a daß der Fall 
der engliſchen Währung ſich ausgewirkt hat, auch auf die nor- 
diſchen Währungen. Wir wiſſen aus der Inflationszeit, wie ſtark 
ein Land mit ſchlechter Währung Länder mit guter Währung 
durch niedrige Preiſe unterbieten kann. Wir ſehen jetzt bereits, 
wie infolge des Sinkens der nordiſchen Währung Vieh in großen 

engen billig nach Deutſchland gelangt, wir ſehen auf der anderen 
Seite die engliſche Kohle, deren Wettbewerbsfähigkeit früher im 
weſentlichen auf die Küſtenſtädte begrenzt war, jetzt bis weit in das 
Binnenland hinein vorſtoßen. Dieſe und andere Urſachen führen 


erfolgen kann und je organiſcher ſie durch⸗ 
geführt iſt, deſto beſſer wird die Wirkung 
fein. Das Jiel kann nur fein, ein mög- 
lichſt günſtiges Verhältnis zwiſchen Kauf⸗ 
kraft und Preiſen unter pfleglicher Be⸗ 
handlung der Landwirtſchaft herzuſtellen. Dies Derhältnis 
iſt dann am günſtigſten, wenn dem relativ geringſten Preiſe 
die relativ größte Kaufkraft gegenüberſteht. Dabei kann kein 
Menſch eine Garantie dafür übernehmen, daß das Verhältnis 
zwiſchen beiden unverändert bleibt; es muß nur das Ziel 
fein, jenen möglichſt günſtigen Zuitand fo ſchnell wie mög⸗ 
lich herbeizuführen. 


Alle dieſe Funktionen wahrzunehmen, iſt die Aufgabe des 
Keichskommiſſars für Preisüberwachung. Es ift niht ein 
Keichskommiſſariat geſchaffen für Preisſenkung. Eine ſolche 
Aufgabe hätte ich auch nicht übernommen, weil fie falſche Hoff- 
nungen erweckt hätte. Die Aufgabe kann nur ſein, allen Berufs⸗ 
ſtänden zu gewährleiſten, daß ein gerechter Preis ſichergeſtellt wird, 
d. h. ein Preis, der ſämtliche Selbſtkoſten deckt und den an der Er- 
zeugung und dem Vertrieb der Ware Beteiligten die Exiſtenz in 
einem der heutigen Notzeit entſprechenden Rahmen gewährleiſtet. 
Nicht mehr, nicht weniger! 


Nicht alle Teile, die den Preis bilden (Rohstoffe, Halbſtoffe, 
Arbeit, die auf den Halbſtoff, Arbeit, die auf die Veredelung und 
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auf die Derteilung verwendet wird) unerliegen den gleichen Ein- 
wirkungsmöglichkeiten. Im Gegenteil! Dieſe verſchiedenen Fak⸗ 
toren der Preisbildung ſind wieder in ihrer Entſtehung und in 
ihrem Verlauf ſo verſchieden, daß ſie alle geſondert auf die Mög⸗ 
lichkeit der Beeinfluſſung geprüft werden müſſen. Rohſtoffe be- 
ziehen wir zum Teil aus dem Auslande, z. B. Baumwolle für 
unſere Kleidung, Gummi für Fahrräder uſw. Hier hängt die Ge⸗ 
ſtaltung des Rohftoffpreifes nicht allein von Maßnahmen der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaftspolitik, ſondern 
von denjenigen der Erzeugungs⸗ 
länder ab. Dieſe Maßnahmen 
brauchen wir natürlich nicht 
willenlos über uns ergehen zu 
laſſen, es iſt vielmehr Sache der 
Keichswirtſchaftspolitik, fie zu 
beeinfluſſen. Es iſt aber jedem 
verſtändlich, daß die Möglich⸗ 
keiten hier nicht von heute auf 
morgen vorhanden und nicht 
allein von unſerem Willen ab⸗ 
hängig ſind. Iſt der Rohſtoff im 
Lande, ſo ſind die Faktoren, die 
den Preis weiter beeinfluſſen, 
überſeh⸗ und beeinflußbar, aber 
nicht alle in gleicher Weiſe. In 
jeder Preisbildung ſtecken z. B. 
Anforderungen der öffentlichen 
Hand, Abgaben aller Art, ſo⸗ 
ziale Laſten uſw. Soweit es 
fih um allgemeine Steuer- 
laſten handelt, liegt hier bei 
der unbedingten Notwendigkeit, ; 
die öffentlichen Haushalte in Ordnung zu halten, eine Beein⸗ 
flußbarkeit nur in der Möglichkeit vor, eine Sparſamkeit in 
der öffentlichen Verwaltung zu üben, die tatfächlich altpreußiſch fein 
muß. Die Notverordnung fegt den hierzu beſchrittenen Weg fort. 
Die Mineralwaſſerſteuer iſt aufgehoben. Auf dem Gebiete der 
ſozialen Verſicherung find neue Erſparniſſe eingeführt, die der 
Sanierung der Derficherungen ohne Beitragserhöhung dienen. Die 
Beamtengehälter, die Löhne und Vergütungen der Arbeiter und 
Angeſtellten werden in der bereits bekannten Weiſe gekürzt. 
Die Reichsbahn wird 300 Millionen Rm. aufwenden, um die 
Tarife zu verbilligen. Dieſen unmittel- 
baren Senkungen von preisbildenden Fak⸗ 
toren ſteht als höchſt bedauerliche Preisbe⸗ 
laſtung die Erhöhung der Umſatzſteuer ge⸗ 
genüber. Inwieweit diefe Steuer die preis⸗ 
ſenkenden Maßnahmen wieder aufhebt, iſt 
bei den einzelnen Warengattungen ver⸗ 
ſchieden. 
; Einer gerechten Preisbildung können 
Bindungen entgegenſtehen, die von 
einzelnen Wirtſchaftsgruppen ſelbſt oder 
zwiſchen ihnen eingeſchaltet ſind. 
Ihnen rückt die neue Notverordnung zu⸗ 
leibe. Den Kartellen und Syndikaten fo- 
wie der Kohlenwirtſchaft wird der Zwang 
auferlegt, ihre Preiſe um TO v. HZ. zu ſen⸗ 
ken. Dasſelbe gilt für Markenartikel. 
Wird dieſe Senkung nicht vorgenommen, 
ſo gelten Preisbindungen als aufgehoben. 
Über diefe Grenze hinaus habe ich vor 
einigen Tagen die Kohlenhandelsſpanne 
um 15 v. H. geſenkt. Da der Kohlenpreis- 
ſenkung außerdem eine beſondere Fracht⸗ 
ermäßigung und die Senkung der Syndi- 
katspreiſe zugute kommen, ſo wird ſich hier 
ab 1. Januar 1952 immerhin eine beacht⸗ 
liche Senkung des Geſamtpreiſes ergeben., 
Die Notverordnung beſchränkt ſich 
aber nicht auf Beſeitigung von Hinder⸗ 
niſſen für eine gerechte Preisbildung, ſon⸗ 
dern ſchafft in ungewöhnlich kühner Weiſe 
ſtarke Impulſe für die Gbwärtsent⸗ 
wicklung der Preiſe. Don der 
zehnprozentigen Kartellpreisfentung habe 
ich bereits geſprochen. Die Sinſen find ab 
gemindert. Das gilt auch für Steuerzinſen. 


Brot etc. 
Kartoffeln 
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nungswirtſchaft ſind Verbilligungsmöglichkeiten geſchaffen durch 
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das Recht des Eigentümers, die Gebäudeentſchuldungsſteuer 
durch einmalige Zahlung abzulöſen. Die ieten werden 
in Altwohnungen um 10 v. H. des Friedenspreiſes, in Neus 
bauwohnungen um den Ertrag der erſparten Hypothefen- 
zinſen geſenkt. Die Mieten für gewerbliche Räume er⸗ 
fahren die gleiche Senkung, was für den Handel von beſonderer 
Bedeutung iſt. 
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Die Notverordnung gibt ferner die Möglichkeit, Empfehlungen 
für die Forderung beſtimmter Preiſe, Preisabreden uſw. im in⸗ 
ländiſchen Geſchäftsverkehr zu verbieten. Ich werde von dieſer 
Möglichkeit Gebrauch machen, falls es nicht gelingen ſollte, auf dem 
in der Notverordnung zunächſt vorgeſehenen Wege der Verhandlung 
zu Verſtändigungen zu gelangen, die für das ganze Volk von Nutzen 
ſind. Das Wünſchenswerteſte iſt es zweifellos, daß jeder Erzeuger, 
jeder Kaufmann, jeder Handwerker ſelbſt den gerechten Preis aus- 
kalkuliert und ſich mit ſolchem 
Preis dem freien Wettbewerb 
ſtellt. Wir müſſen dieſen Ju- 
ſtand ſobald und ſo umfaſſend 
wie möglich wieder erreichen. 

Was den Unkoſtenfaktor 
„Lohm“ betrifft, fo ift die Tat- 
ſache der am 1. Januar 1952 
eintretenden mindeſtens zehnpro⸗ 
zentigen Senkung bekannt. We⸗ 
niger bekannt iſt, daß durch 
Richtlinien des Herrn Reichsar⸗ 
beitsminiſters an die Schlichter 
die für die künftige Lohngeſtal⸗ 
tung notwendige Elaſtizität der 
Tarifverträge, die an ſich ver⸗ 
nünftigerweiſe erhalten bleiben, 
angebahnt iſt. — Endlich kann 
der Bildung des gerechten Prei« 
ſes auch ſchlechter Wille ent⸗ 
gegenſtehen. Wenn er angetrof⸗ 
fen wird, wird rückſichtslos 
durchgegriffen werden. Es iſt 
: bekannt, welche Mittel mir 
zur Derfügung ſtehen. Das ſchärfſte Mittel iſt das Recht, die 
Fortführung von Betrieben, durch die lebenswichtige Gegenſtände 
des täglichen Bedarfs oder lebenswichtige Leiſtungen zur Befriedi⸗ 
gung des täglichen Bedarfs in den Verkehr gebracht werden, zu 
unterſagen. Ich bin mir der Schwere dieſes Mittels vollkommen 
bewußt, und die Auffaſſung, die ich von meiner Aufgabe habe, ver⸗ 
bürgt jedem verſtändigen und ehrlichen Erzeuger und Kaufmann, 
Gewerbtreibenden und Handwerker, daß er nicht irgendeiner Will- 
kür ſich ausgeſetzt ſieht. Dieſe Mittel ſind nur dazu da, böſen 
Willen, der ſich weigert, dem Daterlande zu dienen, ſofort zu brechen. 

Ich habe den ſehr lebhaften Wunſch, 
meine Arbeit auf die freiwillige 
Einſicht aller beteiligten 
Wirtſchaftskreiſe aufzubauen. Das 
ergibt fih ja aus meiner ganzen Vergan- 
genheit vollkommen von ſelbſt. Ich bin 
feſt davon überzeugt, daß die volle Er⸗ 
kenntnis vom Ernſt unſerer Lage und die 
Liebe zu Polk und Vaterland die mächtigſte 
Triebfeder ſein müſſen, um den Eigennutz 
in ſeine Schranken zurückzuweiſen. In 
einem Zeitraum, in dem Beamte, Ange⸗ 
ſtellte und Arbeiter in ununterbrochener 
Reihenfolge dem Gebote der Stunde ent⸗ 
ſprechend ihre Lebenshaltung haben ein⸗ 
ſchränken müſſen, erſcheint es mir ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß jeder verantwortungsbe⸗ 
wußte Deutſche fich feiner ſittlichen Pflich⸗ 
ten gegenüber dem Daterlande bewußt 
wird und das Seinige an Einſicht und an 
perſönlichen Opfern dazu beiträgt, das 
Vaterland zu retten. 

Eine wichtige Aufgabe fällt der deut⸗ 
ſchen Hausfrau zu, die ich beſonders 
um ihre Mithilfe bitte. Viele Frauen 
ſcheuen fih, aus einem Laden herauszu- 
gehen, ohne einen Einkauf getätigt zu 
haben, ſelbſt wenn ihnen die Ware oder der 
Preis nicht zuſagt. Die Folgen ſolcher Lie⸗ 
benswürdigkeit muß ſich jeder ſelbſt zu⸗ 
ſchreiben. Kein verſtändiger Kaufmann 
wird die Höflichkeit feinem Kunden 
gegenüber vergeſſen, wenn dieſer ſeinen 
Laden verläßt, ohne gekauft zu haben. 

Er wird das aber bedauern und den Urſachen nachforſchen. Das ſoll 
er auch, dazu ift der Wettbewerb der freien Wirtſchaft da. Die 
Hausfrau ſoll aber auch Güte und Preis len. 

Dasſelbe gilt für den kaufenden Mann, der in dieſer Be- 
ziehung nach Meinung der Frauen noch mehr zu wünſchen übrig⸗ 
läßt. Es iſt ihm häufig viel zu unangenehm, in einem Geſchäft 
den Preis oder das Gewicht zu bemängeln. Er legt Wert auf eine 
gewiſſe Großzügigkeit und vergißt ſo ſeine volkswirtſchaftliche 
Pflicht, an einer gerechten Preisbildung mitzuwirken. Um allen 
eine ſolche Mitwirkung zu erleichtern, ift angeorunet, daß für ge- 
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wiſſe Gegenſtände und Leiſtungen des täglichen Bedarfs in Shau- 
fenftern und in den Läden uſw. ſowie auf den Märkten Preis- 
verzeichniſſe ausgehängt und die feilgebotenen Waren mit Preiſen 
verſehen werden. ; 
Sodann habe ich mich den Fleiſch⸗ und Brotpreiſen, 
den Preiſen der Straßenbahn ſowie den Preijen der Gas- und 
Elektrizitätswerke zugewandt. Was die Fleiſch⸗ und Brotpreiſe be⸗ 
trifft, ſo hoffe ich ohne weitere Eingriffe zu Minderungen der bis- 
herigen Spannen zu kommen, deren Auswirkung je nach der Höhe 
der bisherigen Preife zwiſchen 5—18 v. H. liegt. Sobald die Der- 
handlungen abgeſchloſſen find, wird die Öffentlichkeit unterrichtet 
werden. Die Fandesregierungen und die örtlichen Stellen erhalten 
entſprechende Mitteilung, ſo daß nunmehr die Preisbildung ſich 
unter allgemeiner Kontrolle der Öffentlichkeit vollziehen wird. Was 
die Fahrpreiſe betrifft, fo gibt die Möglichkeit, die Beförde- 
tungsfteuer zum Wegfall zu bringen, gewiſſe Ausſichten, daß bei 
den meiſten größeren Straßenbahnen Derbilligungen werden vorge⸗ 
nommen werden können. In Berlin und Leipzig ſind ſchon 
die weſentlichen Beſchlüſſe in dieſer Richtung gefaßt. ; Was die 
Gas- und Elektrizitätspreiſe betrifft, ſo ſind die Schwierigkeiten 
hier weſentlich größer. Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß dieſe 
Werke ebenſo wie die Straßenbahn, ob ſie in der privaten oder in 
der öffentlichen Hand find, nach wirtſchaftlichen Grundſätzen nie⸗ 
mals Fuſchußbetriebe ſein dürfen. Denn dann müßte ja der Ver⸗ 
luſt von der Allgemeinheit durch Steuern wieder gedeckt werden 
oder das Reich müßte ſolche Betriebe, wenn ſie zuſammengebrochen 
find, mit allgemeinen Steuermitteln ſanieren. Bier kommt aber 
noch hinzu, daß alle dieſe monopolartigen Betriebe einen ſehr 
weſentlichen Teil des Finanzbedarfs der öffentlichen Hand decken. 
Man kann das bedauern, aber es handelt ſich um eine zwangsläufige 
Tatſache. Die Steuern gehen zurück und in den Städten ſteigen, 
wie jeder Menſch weiß, die Laſten für die Wohlfahrtserwerbsloſen 
von Monat zu Monat. Trog äußerſter Sparſamkeit können die 
Gemeinden daher nicht auf ſtarke Beiträge der Gas- und Elektri⸗ 
zitätswerke verzichten. Sie können das noch viel weniger als das 
Reich, deſſen Finanzbedürfniſſe ja der notwendigen Senkung der 
Poſtgebühren im Augenblick immer noch entgegenſtehen. Wir werden 
auf die Dauer nicht daran vorbeigehen können, durch ſtarke ſachliche 
und organiſatoriſche Anderungen die Gemeindelaſten für die Ar⸗ 
beitsloſen auf einer erträglichen und auch die Werke entlaſtenden 
Baſis zu ſtabiliſieren. Alle Erwägungen der Preisüberwachung 
münden immer wieder in den Strom unſerer allgemeinen 
politiſchen und wirtſchaftlichen Not. Aber eine Erwägung gilt 


auch für die Gas- und Elektrizitätswerke, nämlich die, 
daß die ſchlagartig einſetzende Verminderung der Einkommen ab 
1. Januar 1952 und die dadurch bewirkte Verringerung der Kauf- 
kraft eine Minderung des Abſatzes zwangsläufig zur Folge haben 
müſſen. Dieſer Tatſache werden daher die Werke in wirtſchaftlich 
vertretbaren und insbeſondere für die Gemeinden finanziell erträg⸗ 
lichen Grenzen Rechnung tragen müſſen. 

Die Kontrolle der Milchſpannen, die Durchſetzung der Der- 
minderung der Preiſe für Markenartikel und gegebenenfalls eine 
weitere Fortführung der Senkung bei Artikeln, die eine ſolche nach 
gerechter Prüfung noch vertragen, wird dann die Aufgabe der 
nächſten Zeit ſein. 

Was immer zu der Sphäre der lebenswichtigen Bedarfsgegen- 
ſtände und Leiſtungen gehört, wird einer Nachprüfung auf gerechten 
Preis unterzogen werden. 

„Es iſt meine Abſicht, die einmal übernommene Aufgabe nur 
mit einem kleinen Apparat durchzuführen und dafür zu ſorgen, daß 
das deutſche Volk vor einer neuen Zwangswirtſchaft bewahrt bleibt. 
Don ihr, glaube ich, haben wir alle reichlich genug. Ich werde 
mich nur an weſentliche Dinge heranbegeben und hierzu unabhängige 
Sachverſtändige zur Löſung von Einzelaufgaben heranziehen. Die 
Juſammenſtellung einer großen neuen Behörde kommt nicht in 
Betracht. 3 

Ich habe die Genugtuung, daß alle Landesregierungen mir ihre 
bereitwillige Unterſtützung zugeſagt haben. Auch die großen kom⸗ 
munalen Spitzenorganiſationen verſagen ſich der Größe der Aufgabe 
und der Mitarbeit nicht. Namhafte unabhängige und wirtſchaftlich 
beſonders erfahrene Perſönlichkeiten haben mir ihre freundliche 
Hilfe angeboten. Heute möchte ich an alle die Bitte richten, 
mit den Mitteln, die jedem einzelnen zur Verfügung ſtehen, mit⸗ 
zuarbeiten. Jeder hat fernab aller Zwangsmaßnahmen die 
kräftigſten Mittel in der Hand, dort zu kaufen und ſich 
bedienen zu laſſen, wo man ihm die preiswerteſte und beſte 
Ware und Leiſtung gibt. Es handelt ſich um eine große natio⸗ 
nale Aufgabe. Sie kann nicht erfüllt werden, wenn Mißtrauen 
unfer Volk wieder in verſchiedene Lager zerreißt; fie kann nur ge- 
lingen, wenn wir an ſie herantreten mit dem Willen, Volk und 
Vaterland zu retten. Es iſt die Aufgabe gerade unſerer Generation, 
unſerem Volke die Freiheit wieder zu erringen und unſerer Jugend 
Lebensraum zu verſchaffen, damit alle Deutſchen menſchenwürdig 
leben können. So faſſe ich die Aufgabe des Keichskommiſſars auf, 
und dafür erbitte ich über alle Unterſchiede der Parteien hinweg die 
Mitarbeit aller deutſchen Frauen und Männer. 
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Wie dient die Reichsbahn der deutſchen Wirtſchaft in der Kriſenzeit? 


Don Reichsbahndirektor Dr. Dr. Baumann. 


Die wechſelſeitige Befruchtung des deutſchen Wirtſchaftskörpers 
und der Reichsbahn kommt in den Aufträgen der Reichsbahn an die 
Wirtſchaft und in der Ausführung der Transporte von Gütern durch 
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vermehren, daß dadurch 50 000 
menſchen für fünf Monate Ar- 
beit und Brot geſichert war. Im 
November 1951 wurde auf Grund 
des günſtigen Zeichnungsergeb- 
niſſes der ſteuerfreien Reihs- 
bahnanleihe ein weiteres zuſätz⸗ 
liches Arbeitsbeſchaf⸗ 
fungs programm aufgeſtellt, 
das der Wirtſchaft Aufträge im 
Werte von 230 Millionen 
X m. ſichert. Dieſe 250 Mil- 
lionen RM. treten zu den 
übrigen Beſtellungen der Reichs⸗ 
bahn hinzu, ſo daß ſich dieſe im 
Jahre 1952 auf den Wert von 
1,1 Milliarden RM. belaufen 
werden. Wenn auch dies 400 
Millionen weniger als im Jahre 
1929 (1,5 Milliarden RM.) ſind, 
ſo ſichert doch auch in der Kriſen⸗ 
zeit die Reichsbahn der Wirt⸗ 
ſchaft eine ins Gewicht fallende 
Auftragsmenge. 

Zur Belebung der Wirt- 
ſchaft hat auch die Reichsbahn 
in Unterſtützung der Preis- 

ſenkungsaktion der 

Reichsregierung im Dezember 
1951 ihre Gütertarife ſo ſtark 
herabgeſetzt, daß ſie der Wirt⸗ Z 
ſchaft etwa 500 Millionen 

R M. im Jahre an Frachten 
erſparen. Dazu treten Er⸗ 
ſparniſſe bei den Rollgebühren, 
zu deren Herabſetzung die 
Reichsbahn 70 Millionen RM. 


Baugewerbe 


Ä 
| 
Ur 
— 
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regelung des Wettbewerbs 
zwifchen Reichsbahn und Kraft« 
wagen eine Herabſetzung der 
Wagenladungstarife 
vorgenommen worden, die den 
Verfrachtern Erſparniſſe in Höhe von 65 Mill. RM. ſichert. 


Elektroindustrie 


Noch 
ſtärker wirkt ſich die Erleichterung aus, die die Reichsbahn ſeit der 
letzten Tariferhöhung im Jahre 1928 zur Unterſtützung der Wirt⸗ 
ſchaft durch Einführung von Ausnahmetarifen gewährt 
hat. Dieſe bedeuten Minderausgaben für Güterfrachten von mehr 
als 150 Millionen RM. 


Auch die Reiſemöglichkeit iſt dem Publikum von der 
Reichsbahn weiter erleichtert worden. Für 15 volle Tage wurde 
im Weihnachtsreiſeverkehr die Benutzung der kombinierten Sonn⸗ 
tagsrückfahrkarten mit 55% v.). Fahrpreisermäßigung ge⸗ 
währt. Arbeiterrückfahrkarten ſtanden gleichfalls auf be⸗ 
liebige Entfernung Arbeitnehmern zur Heimreife zu ihren Familien 
zum halben Fahrpreis zur Verfügung. Mit der Einführung der 
Netz⸗ und Bezirkskarten erhielt der Berufsreiſeverkehr eine 
beſondere Erleichterung, von der alle häufig Reiſenden vorteilhaften 
Gebrauch machen werden. 


Arbeitsbefhaffung und Aufträge im Gefamt- 
werte von 550 Millionen AM. im Jahre 1951, Frachtermäßigungen 
in Höhe von 500 bis 400 Millionen RM. im Jahre 1951 find die 
Kennzeichen des Strebens der Reichsbahn, in ſchwerſter Krife der 
deutſchen Wirtſchaft zu dienen. Im einzelnen wirken ſich dieſe 
Maßnahmen wie folgt aus: 


1. Das Arbeitsbeſchaffungsprogramm vom 
November 1931. 


In den nebenſtehenden Abbildungen iſt eine Darſtellung über 
die Reichsbahnaufträge auf Grund des Erlöſes der ſteuerfreien 


Reichsbahnanleihe in ihrer Verteilung auf die Wirkſchaft und in 
ihrer Verwendung bei der Reichsbahn gegeben. 


2. Die neue Tarifermäßigung der Reichsbahn 
im Dezember 1951. 


Innerhalb zweier Monate hat die Reichsbahn zwei weſentliche 
Tarifherabſetzungen durchgeführt: 


am I. November 1951 und 
am 16. Dezember 1931. 
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Reichsbahn-Arbeitsbeschaffungsprogramm 


Verteilung der 250 Millionen RM 
-auf die deutsche Wirtschaft 


__Waggon-u.Maschi- 


d. der Steine u. Erden 
Holzindustrie 


Stellt man beide Maßnahmen 

zuſammen, ſo bedeuten die 

Tarifſenkungen in der Zeit vom 

Oktober 1951 bis Dezember 1951 

folgende Frachterleichterungen 

zugunſten der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft: 

. Die Tarifſätze für Wagen⸗ 
ladungsklaſſen wer⸗ 
den bis zu 26,5 v. H. herab- 
geſetzt, 

2. die Stückguttarife 

find um 15. v. H. geſenkt, 


5. der Tiertarif iſt bis zu 
15 v. H. ermäßigt, 


4. der allgemeine Kohlen⸗ 
ausnahmetarif iſt um durch⸗ 
ſchnittlich 12 v. H. verbilligt, 


5. eine große Reihe von Au s= 
nahmetarifen, beſon⸗ 
ders für Holz und die Aus- 
fuhr, iſt weiter ermäßigt 
worden, 


6. neue Ausnahmetarife ſind 
geſchaffen worden, 


der Expreßtarißf ift um 
15 v. H. herabgeſetzt, 

8. die Gebühren für Pri- 
vatgleisanſchlüſſe 
find um 10 v. H. ermäßigt. 


Außerdem erleichtert die 
Deutſche Reichsbahn den ge⸗ 
ſchäftlichen Perſonen⸗ 
verkehr vom 1. Januar 
1952 ab durch die Einführung 
von Netz und Bezirks⸗ 
karten zu Pauſchalſätzen ſo⸗ 
wie durch Herabſetzung der Ge⸗ 
päckfracht für Muſterkoffer 
um 55% v. H. 


— 


nenbau efc. 


Da 
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Die 250 Millionen Reichsbahnaufträge verteilen 
ſich wie nachſtehend auf die Wirtſchaft: 


Mio Rm 
I. Eifen- und Stahlinduſtrie 


J ĩðVw0q. a G 
2. Bleche, Röhren 2.0 5175 
II. Maſchinen⸗ u. Fahrzeugbau 
1. Lokomotiven, Waggons, ſon⸗ 
ſtige Fahrzeuge 35,0 
2. Eiſenkonſtruktion 20 
3. Maſchinen, Keſſel, Apparate 4,0 59,0 
III. Induſtrie der Steine u. Erden. 
Naturſteine ea 16,5 16,5 
IV. Baugewerbe. 
E apai S 25,5 
CCC 69,0 94,5 
V. Elektroinduſtrie. 
1. Kabel- und Leitungsmate⸗ 
Hallen 3. reed 0,5 
En e E a R 143 
3. Shwadhfttem - e e.e s. 5,5 5,3 
VI. Bolzgewerbe. ....... 8,1 8,1 
VII. Kautfhud- und Asbeſt 
32. „vo. .- rm 0,1 0, 
VIII. Zuſätzliche Lohaufwen ; 
dungen der Reichsbahn 
für Oberbau⸗ Einbau und 
Werkſtätten arbeiter IR 


250,0 Mio AM 


` 
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Die 250 Millionen Reihsbahnaufträge fanden 
bei der Reichsbahn folgende Verwendung: 


Übertrag: 254 Mio RM 


55 Perſonenwagen 
276 Gepäckwagen 


Oberbau (Schienen, Kleineiſenzeug, ; 
Schwellen, Steinſchotter) 80 Mio RM 1 = re 
Neubauten darunter die Elektriſterung 145 Bahndienſtwagen 
der Wannſeebahn in Berlin 59 „ „ 5 Kraftomnibuſſe 
Sonſtige bauliche Anlagen 60 „ „ 20 Laſtkraftwagen 
darunter: Sicherungs anlagen 4 Mio Rm Fahrzeugverbeſſerung 828 
Eiferne Brücken 20 ᷣ W (Derftärfung von Puffern, 
Gebäundeeeeee Einbau moderner Erſatz⸗ 
Bahnſteighallen f 32 » teile, Derbefferung der Be- 
Steinerne Brücken leuchtung) 5 
Neue Fahrzeuge = 88 „ h maſchinelle Anlagen 4 
darunter: 15 Kleinlofomotiven À „nm 
5 Beiwagen für Wech (Maſchinen, Keffel, Apparate) „ 
ſelſtromtriebwagen 250 Mio AM 
S..... ; 


Notverordnung und Mietsrecht 


Von Regierungsrat Dr. Joachim Fiſcher 


Die bisherigen Notverordnungen haben von weiteſten Kreiſen 
des Volkes Opfer verlangt. Schmerzliche Eingriffe ließen fih auch 
auf ſozialpolitiſchem Gebiete nicht vermeiden, um Weſen und Kern 
dieſer Einrichtungen über die Krifenzeit zu retten. Die Vierte Not⸗ 
verordnung mußte wiederum auf dieſer Bahn vorwärts ſchreiten. So 
wurden die Löhne und Gehälter geſenkt, in der allgemeinen Fürſorge 
Sparmaßnahmen getroffen und in der Sozialverſicherung, in erſter 
£inie in der Unfall- und Invalidenverſicherung, ein gewiſſer 
Seiftungsabbau vorgenommen, um Einnahmen und Ausgaben in 
Einklang zu bringen. Aber der Lohnabbau läßt im übrigen das 
Tarifrecht als ſolches, vor allem den Grundſatz der Unabdingbarkeit 
und die Kollektividee unberührt, und in der Sozialverſicherung follen 
die getroffenen Maßnahmen das riſſig gewordene Derficherungs- 
gebäude um ſo feſter zuſammenfügen. So bekennt ſich gerade die 
Vierte Notverordnung ausdrücklich zum Gedanken des Arbeitsrechts 
und der Sozialverſicherung. Darüber hinaus aber bringt ſie — und 
darin unterſcheidet fie fich von ihren drei Dorgängerinnen, aus deren 
Rahmen fie auch ſonſt ſtark herausfällt — den breiten Volksſchichten 
auch etwas durchaus Poſitives, nämlich die Mietſenkung. Nur im 
Zuſammenhang mit der kühnen Tat der Mietſenkung und der Sen- 
kung des ganzen Preisniveaus kann und darf der Lohnabbau ges 
ſehen werden. Dieſes „junctim“ hat der Reichskanzler nach Erlaß 
der Notverordnung mehrfach unterſtrichen. 


Sowohl für die Geſtehungskoſten unſerer Volkswirtſchaft wie 
auch vor allem für die Koſten der Lebenshaltung der breiten Maſſen 
ſpielt die Miethöhe eine ſehr bedeutſame Rolle. Darum hat die 
Notverordnung gerade hier den Hebel angeſetzt. Die Grundlage für 
eine ſolche Mietſenkung wurde geſchaffen vor allem durch die Herab- 
ſetzung des Zinsfußes; bei den Altbauten kommt daneben die Neu⸗ 
regelung der Hauszinsiteuer in Betracht. f 


Freilich, beträchtliche Schwierigkeiten waren und ſind zu über⸗ 
winden. Funächſt einmal liegen die Dinge bei Alt- und Neubauten 
fo verſchieden, daß es — fo wünſchenswert dies wäre — nicht mög- 
lich war, die Mietſenkung allgemein und gleichmäßig für alle in 
Frage kommenden Mietverhältniſſe vorzuſchreiben, ohne wirtſchaft⸗ 
liche Geſetze gröblich zu verletzen. Eine zahlenmäßig beſtimmte Miet- 
ſenkung konnte nur bei den Altbauten vorgenommen werden, in 
denen auch die bisherige Miete im Anſchluß an die Friedensmiete 
geſetzlich feſtgelegt iſt oder zum mindeſten früher feſtgelegt war. Die 
in der Notverordnung für alle in Althäuſern befindlichen Wohnungen 
und Geſchäftsräume vorgeſchriebene Senkung der Miete um 10 v. H. 
der Friedensmiete, d. h. im allgemeinen um etwa 8 v. F. der tat- 
ſächlich zuletzt gezahlten Miete, bedeutet immerhin eine fühlbare 
Entlaſtung des Einzelhaushalts. Sie iſt andererſeits auch für die 
Vermieter tragbar; denn die Senkung der Hauszinsſteuer um 20 v. B., 
die bereits durch die vorletzte Notverordnung verfügt worden iſt, 
ſollte den Ausgleich darftellen für die Erhöhung des Sinsfußes der 
Aufwertungshypotheken von 5 auf 7% v. . Nachdem nunmehr 
dieſer Finsfuß auf 6 v. H. feſtgeſetzt worden ift, kann wegen dieſer 
Entlaſtung eine Mietſenkung eintreten. Das iſt um ſo eher möglich, 
als den Vermietern von Altwohnungen durch die allgemeine Sins⸗ 
berabſetzung in den zahlreichen Fällen eine weitere Entlaſtung zu- 


teil wird, in denen ſie nach der Stabiliſierung der Währung auf die 
Altgrundſtücke Hppotheken aufgenommen haben. Auch die ſtarke 


Verbilligung der Reparatur- und Verwaltungskoſten ift hier in 


Rechnung zu ſtellen. 
Bei den Neubauwohnungen ift eine unterſchiedsloſe Herab⸗ 


ſetzung der Mieten auf der Grundlage der Friedensmiete nicht mõög⸗ 


lich, weil der Mietzins geſetzlich nicht feſtgelegt iſt. Die Miete 
der Neubauwohnungen iſt vielmehr durch die in den letzten Jahren 
ſehr verſchiedene Höhe der Baukoſten und die gleichfalls ſehr unter⸗ 
ſchiedliche Art der Finanzierung bedingt, wobei wiederum ent⸗ 
ſcheidend ift, ob eine billige Hauszinsſteuerhypothek gegeben ift oder 
nicht. Bier ift daher eine individuelle Löſung am Platze in der 
Weiſe, daß die tatſächliche Entlaſtung, die der Vermieter im Einzel⸗ 
fall durch die Sinsherabſetzung erfährt, von der Mietſenkung in 
Abzug gebracht wird. Zweifellos wird auf dieſer Grundlage bei den 
meiſten Wohnungen eine erhebliche Mietſenkung erfolgen können, 
die nicht felten über die Mietfenfung bei den Altwohnungen hinaus⸗ 
gehen wird. Andererſeits ſind leider auch Fälle nicht ausgeſchloſſen, 
in denen eine Mietſenkung überhaupt nicht ſtattfinden kann, weil 
3. B. alle Hypotheken zu niedrigem Zinsfuß aufgenommen find. In 
dieſen Fällen wird indeſſen die Miete von vornherein verhältnis- 
mäßig niedrig ſein. Soweit ſich doch noch Härten ergeben, wird 
auf anderem Wege eine Entlaſtung der Mieter dieſer Wohnungen 
zu ſuchen ſein, ſoweit nicht die außerordentliche Kündigungsmöglich⸗ 
keit zum 1. April 1952, über die gleich noch zu ſprechen iſt, ſchon 
einen Ausweg ſchafft. 


Alle Mietermäßigungen, die der Vermieter im Laufe des Jahres 
1951 für eine beſtimmte Wohnung hat eintreten laſſen, werden auf 
die geſetzlich vorgeſchriebene Mietſenkung angerechnet, um dem Ders 
mieter keine untragbaren Opfer zuzumuten. 


über die praktiſche Durchführung der Mietſenkung iſt folgendes 
zu ſagen: Ein Antrag des Mieters iſt nicht erforderlich. Der Der- 
mieter hat vielmehr von ſich aus unverzüglich den Mietern die 
neue Miethöhe mitzuteilen. Bei Altwohnungen dürften im all- 
gemeinen keine Schwierigkeiten entſtehen. Wo fih ausnahms weiſe 
Differenzen ergeben, werden ſie vom Mieteinigungsamt entſchieden. 
Bei den Neubauten iſt die Feſtſtellung der Mietsermäßigung nicht 
ganz fo einfach. Bier wird der Vermieter fidh häufig ſelbſt erft über 


das Maß der Entlaſtung informieren müſſen, die ihm durch die 


Zinsſenkung zuteil wird. Das wird nicht immer in wenigen Tagen 
möglich ſein. Die Ausführungsvorſchriften ſehen daher vor, daß bei 
Neubauten der Vermieter ſich mit einer vorläufigen Mitteilung über 
die im Januar 1952 zu zahlende Miete begnügen kann, wenn die 


cFeſtſtellung der endgültigen Mietſenkung Schwierigkeiten macht. 


Der Mieter muß dann für Januar den in der vorläufigen Mit- 
teilung angegebenen Mietzins zahlen, vorbehaltlich eines Ausgleichs 
bei der endgültigen Feſtſtellung. Dieſe endgültige Feſtſtellung muß 
der Vermieter bis zum 25. Januar 1952 dem Mieter mitteilen. In 
allen Streitfällen entſcheidet mit möglichſter Beſchleunigung eine von 
den Ländern zu beſtimmende Stelle, in Preußen der Gemeinde- 
vorſtand. 
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Ergänzend tritt neben die Mietſenkung, wie bereits angedeutet, 
ein einmaliges außerordentliches Kündigungsrecht des Mieters zum 
31. März 1952, das bis zum 5. Januar 1952 ausgeübt werden kann. 
In vielen Fällen haben Mieter in Zeiten günſtigerer wirtſchaft⸗ 
licher Lage bei dem herrſchenden Wohnungsmangel Mietverpflich⸗ 
tungen übernommen, die auch bei einer beträchtlichen Senkung der 
Mieten für ſie auf die Dauer einfach untragbar ſind. Hier ſoll das 
Kündigungsrecht einen Ausweg eröffnen. Es iſt nur in verhältnis⸗ 
mäßig wenigen Fällen ausgeſchloſſen, in denen es für den Vermieter 
eine ganz beſondere Härte bedeuten würde; hauptſächlich dann, wenn 
der Vermieter ſchon von ſich aus eine Mietſenkung von 20 v. H. 
zugeſtanden oder wenn er auf Wunſch des Mieters beſonders koſt⸗ 
ſpielige bauliche Veränderungen vorgenommen hat. 

Neben den eben geſchilderten einſchneidenden Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Mietrechts treten die übrigen Beſtimmungen des 
Kapitels „Wohnungswirtſchaft“ der Vierten Notverordnung an 
praktiſcher Bedeutung erheblich zurück. Das gilt um ſo mehr, als 


die darin verfügte Auflockerung der Wohnungszwangswirtſchaft 


(Herausnahme aller teureren Wohnungen aus dem Reichsmieten⸗ und 


dem Mieterſchutzgeſetz, Abbau des Wohnungsmangelgeſetzes uſw.) 
vielfach nur einen Zuftand reichsrechtlich ſanktioniert, der von den 
Ländern auf Grund ihrer Befugniſſe tatſächlich ſchon verfügt worden 
iſt. Da, wo das Problem der Wohnungsnot noch akut iſt, nämlich 
bei den billigen Kleinwohnungen — die freilich den Hauptteil des 
ganzen Wohnungsbeſtandes ausmachen —, bleibt die Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft aufrechterhalten. 


Für den Augenblick kommt es nun darauf an, daß die Miet⸗ 
ſenkung ſchnell und reibungslos durchgeführt wird. Das wird dann 
möglich fein, wenn die Beteiligten den Grundſatz beſonnener Der- 
ſtändigung in den Vordergrund ſtellen, um auftretenden Schwierig⸗ 
keiten die Spitze abzubrechen. Dann wird die Mietſenkung alsbald 
eine Erleichterung für die deutſche Wirtſchaft und eine Entſpannung 
der ſozialen Gegenſätze im Gefolge haben. 


Die preußiſche Notverordnung 


Don Miniſterialrat Dr. Herbert Weichmann 


In kurzem Abſtande zu der Vierten Notverordnung der Reichs⸗ 
regierung zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen erließ auch 
die preußiſche Staatsregierung eine ſehr einſchneidende preußiſche 
Notverordnung. Die ſonſt ſo gern erwartete fröhliche Weihnachtszeit 
wurde auf dieſe Weiſe eine ſchwere Notverordnungszeit, die anſchei⸗ 
nend den Gabentiſch nur mit Geſchenken negativer Art zu bereichern 
verſtand. Des Staates Schickſal aber iſt des Volkes Schickſal, und 
geht man von dieſem Geſichtspunkt aus, dann wird eine vorurteils- 
loſe Prüfung erkennen laſſen, daß auch die preußiſche Notverord⸗ 
nung entſchiedene und hoffnungsvolle Anſätze zur Reorganiſation 
der ſtaatlichen Finanzen und des ſtaatlichen Apparates enthält, deren 
Wirkungen letztlich zum Nutzen der Geſamtheit eintreten müſſen. 

Das iſt die ſchwere finanzielle Not, die von der preußiſchen 
Staatsregierung noch unmittelbar vor Abſchluß der Legislatur⸗ 
periode, ganz im Gegenſatz zu aller ſonſtigen Übung, ein raſches 
und verantwortliches Handeln erforderte: das vorausſichtliche Defizit 
für das kommende Haushaltsjahr 1952 beziffert ſich trotz ſparſamſter 
Wirtſchaftsführung auf insgefamt 459 Millionen Mark! Bei einem 
Etat von 4 Milliarden Mark insgeſamt iſt das ein ſo gewaltiges 
Loch, daß ſchleunigſt zugegriffen werden mußte. Es gab keine Mög- 
lichkeit, dieſen Derluft vorzutragen. Löhne, Gehälter und die not=- 
wendigſten Sachausgaben müſſen bezahlt werden oder der Staats- 
bankrott tritt ein. Der Staatsbankrott bedeutet aber das Ende eines 
geordneten Wirtſchaftslebens überhaupt. Wie war nun dieſer ge⸗ 
waltige Fehlbetrag zu deckend 

Eine erſte Hilfe leiſtete hierzu zunächſt die Vierte Reichsnotver⸗ 
ordnung. Sie brachte dem Staat zwar durch ihre Gehaltsſenkungen 
auf der einen Seite erhebliche Steuerausfälle, auf der anderen Seite 
aber auch eine Erſparnis von 100 Millionen Mark durch die Be⸗ 
ſoldungskürzungen und einen Zufluß neuer Mittel in Höhe von 
22 Millionen Mark durch die Erhöhung der Umſatzſteuer. Auch nach 
Abzug dieſer 172 Millionen Mark von dem geſamten Fehlbetrag 
von 459 Millionen Mark blieb aber immer noch ein Betrag von 
267 Millionen Mark offen, für deſſen Deckung Hilfe vom Reiche nicht 
zu erwarten ſtand. So mußte noch einmal der Verſuch unternommen 
werden, im preußiſchen Haushalt ſelbſt zu ſtreichen, was irgendwie 
zu ſtreichen war. 

Die neue preußiſche Notverordnung verzichtete im Gegenſatz 
zu ihrer Vorgängerin vom September auf irgendwelche ſchematiſche 
Abſtriche. Die preußiſche Staatsregierung ſtellte vielmehr in den 
Mittelpunkt ihrer Erwägungen den Geſichtspunkt, daß es jetzt ent- 


ſcheidend darauf ankomme, den Staatsapparat im ganzen den ge⸗ 


waltigen Einſchränkungen der deutſchen Volkswirtſchaft anzupaſſen. 
Verringerung des Derwaltungsapparates ent- 
ſprechend dem verringerten Wirtſchaftsvolumen war die Parole. So 
bringt die neue Notverordnung eine grundſätzlich entſcheidende Wen- 
dung der Verwaltungspolitik der Nachkriegszeit: nicht mehr Be⸗ 
hördenaufbau oder Behördenausbau entſprechend der bisherigen Ver⸗ 
vielfachung der Staatsaufgaben in den Nachkriegsjahren, ſondern 
möglichſt weitreichender Behördenabbau. So ſchmerzlich es auch ſein 
mag, wenn der Staat damit auf nutzbringende Tätigkeitsgebiete in 
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Zukunft verzichten muß, ſo unabänderlich war doch dieſe Ent⸗ 
ſcheidung. : 

Die einfchneidendften Reformen find in der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Verwaltung vorgefehen. Die Landeskultur⸗ 
verwaltung, deren Aufgabe bisher die Betreuung der Siedlung war, 
fällt den Sparmaßnahmen völlig zum Opfer. Die Aufgaben der 
neun Landeskulturämter gehen auf die Regierungen über. Ebenſo 
werden die Landeskulturbauämter, an der Fahl bisher 54, aufge- 
hoben unter Überführung ihrer Aufgaben an bereits beſtehende Be⸗ 
hörden. Die Zahl der Oberförſtereien wird von 580 auf 340 herab- 
geſetzt. Die Zuſchüſſe für die Geſtütsverwaltung werden um mehr 
als die Hälfte geſenkt, um nach einer Reihe von Jahren überhaupt 
aufzuhören. Eine große Anzahl bisher nützlicher landwirtſchaftlicher 
Forſchungsinſtitute verfiel ebenfalls dem Rotſtift. Leider mußten 
auch über den Behördenabbau hinaus die Zuſchüſſe für die Sied- 
lungstätigkeit erheblich gekürzt werden. An Stelle von 30 Mil- 
lionen Mark können nur noch 7,7 Millionen Mark zur Verfügung 
geſtellt werden. Bier freilich, auf dieſem zukunftsreichſten Gebiete 
produktiver Staatsfürſorge, hat ſich die preußiſche Staatsregierung 
zu einem ungewöhnlichen Schritte entſchloſſen, um einen Ausgleich 
für die entfallenden Siedlungszuſchüſſe zu ſchaffen. Die Notverord- 
nung fieht vor, daß 50000 ha Domänenland unentgelt- 
lich zu Siedlungszwecken zur Verfügung geſtellt 
werden ſollen. Damit ſteht zu hoffen, daß nicht nur der entfallende 
Suſchuß für die Siedlung wettgemacht, ſondern daß darüber hinaus 
ſogar noch das Siedlungswerk entſcheidend verbilligt wird. 

In der Handels- und Gewerbe verwaltung 
werden die bisher beſtehenden Eichungsdireftionen aufgelöſt und 
auf die allgemeine Staatsverwaltung überführt. Die Zahl der Ge⸗ 
werbeaufſichtsämter wird um neun Amter eingeſchränkt. Das Fach⸗ 
ſchulweſen ſoll nach Möglichkeit reduziert werden. Auch hier mußte 
aber noch über den Behördenabbau hinaus eine erhebliche Ver⸗ 
ringerung der bisher für das Gewerbe- und Handelsſchulweſen ge- 
ſtellten Zuſchüſſe vorgenommen werden. Der ſtaatliche Zuſchuß 
wurde von 20 Mark auf 8 Mark pro Kopf geſenkt, was auf eine 
Geſamtkürzung von 6 Millionen Mark hinausläuft und ſicherlich 
von den ſchmerzlichſten Folgen für das bisher erfolgreich aufſtre⸗ 
bende Gewerbe- und Handelsſchulweſen fein wird. 

Ganz beſonders ſchmerzlich ſind in der Gffentlichkeit die Ein⸗ 
griffe in die Kulturverwaltung empfunden worden. Auch 
hier konnte aber angeſichts der finanziellen Notlage keine Schonung 
obwalten. Die ſtaatlichen Theater in Kaſſel und Wiesbaden ſowie 
das Schillertheater in Berlin werden in Zukunft nicht mehr erhalten 
werden. Ebenſo mußte eine Reihe von Kunſtakademien geopfert 
werden. Bei den pädagogiſchen Akademien, einer typiſch modernen 
Bildungseinrichtung des neuen Staates, gelang es wenigſtens, das 


Prinzip und noch etwas mehr zu retten. Von den jetzt beſtehenden 
18 Akademien bleiben ſechs Akademien beſtehen, die die Ausbildung 


des künftig noch erforderlichen Lehrernachwuchſes voll gewährleiſten. 


Dann aber nahm die neue Notverordnung hier eine weſentliche 


Korrektur der früheren Notverordnung vor. Die frühere Notverord⸗ 
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nung hatte durch die Einſchränkung des Schulweſens einen Lehrer- 
abbau zur Folge, der gerade die Junglehrerſchaft einem beinahe 
hoffnungslofen Schickſal überantwortete. Die preuß iſche Staats- 
regierung glaubte es nicht verantworten zu können, dieſe wertvollen 
Kräfte der Verzweiflung auszuſetzen. Sie nahm deshalb in der 
neuen Notverordnung eine Herabſetzung der Altersgrenze vom 65. 
auf das 62. Lebensjahr vor, die es ermöglichen wird, von den 7000 
beſchäftigungsloſen Junglehrern wieder 4000 
ihrer Berufstätigkeit zuzuführen. 

In der Juſtizverwaltung und in der inneren 
verwaltung iſt das Hauptgewicht auf die Verminderung der 
Behördenſtellen gelegt. In der Juſtizverwaltung werden 60 Amts- 
gerichte aufgehoben. In der inneren Verwaltung iſt der Miniſter 
des Innern geſetzlich gebunden, dem Staatsminiſterium unverzüglich 
einen Plan zur Derringerung der Landkreiſe vorzulegen. Die Der- 
ringerung muß bis zum 30. September 1952 erfolgt fein. Jm übrigen 
herrfcht hier der Geſichtspunkt, zu einem Syſtem zu kommen, bei 
dem tunlichſt die geſamte Staatsverwaltung in 
der Hand der Regierungspräfidenten vereinigt 
wird, unter Preisgabe der für die Bevölkerung oft fo unüberſicht⸗ 
lichen Sonderverwaltungen. 

Man wird allen dieſen Maßnahmen vielfach den Vorwurf 
machen, daß die unmittelbar eintretenden Erſparniſſe nur gering ſind. 
Ein ſolcher Vorwurf wäre aber verfehlt. Man mußte einmal 


Politiſche Chronik 


Der Baſeler Bericht: 
Das Gutachten des Baſeler Sonderausſchuſſes wird von allen 


Mächtevertretern unterzeichnet (25. 12.). — Das Gutachten zerfällt 


in vier Kapitel, von denen das erſte die deutſche Lage ſchildert, das 
zweite die Urſachen, die zu dieſer Lage geführt haben, das dritte die 
Maßregeln, die von der deutſchen Regierung bisher ergriffen wor⸗ 
den find. Im vierten Kapitel folgen die Schlußfolgerungen. Es 
wird gefagt, daß fih die Hoffnung, von der der Noungplan aus⸗ 
gegangen war, daß ſich nämlich der Welthandel weiter ausdehne, 
nicht erfüllt habe. Das gerade Gegenteil ſei eingetreten. Die tat« 
ſächlichen Laſten der deutſchen Jahreszahlungen hätten ſich infolge 
des außerordentlichen Steigens des Goldpreiſes um 40 v. ġ. erhöht. 
Um das wankende Vertrauen wieder herzuftellen, empfiehlt der 
Bericht die Anpaſſung aller zwiſchenſtaatlichen Schulden an die 
gegenwärtige zerrüttete Lage der Welt. — Über den Baſeler Bericht 
äußern ſich in einer Preſſekonferenz Reichskanzler Dr. Brüning 
und Reichsfinanzminifter Dietrich. Reichskanzler Dr. Brüning be- 
zeichnet es als unmöglich, Tribute zu bezahlen, wenn die übrigen 
Länder ihre ſchutzzöllneriſche Handelspolitik weiter aufrechterhielten. 
Keichsfinanzminiſter Dietrich faßt das Baſeler Ergebnis in den Satz 
zuſammen: Der Voungplan ift überholt, denn er geht von Vor⸗ 
ausſetzungen aus, die nicht eingetreten find (24. 12.). 


Ausland: 


Senator Borah erklärt, daß die Summe, die Frankreich von 
Deutſchland erhalten habe, ebenſo groß, wenn nicht größer ſei, als 
die Schäden, die es nach eigener Schätzung aus dem Krieg erlitten 
habe (24. 12.). — Auf dem mandſchuriſchen Kriegsſchauplatz kommt 
es ſüdöſtlich von Chinchow zu neuen Kämpfen zwiſchen japaniſchen 
und chineſiſchen Truppen. — Das Geſetz über da⸗ Kriegsfchuldenfeier- 
jahr wird von Präfident Hoover unterzeichnet, nachdem das Hoover- 
jahr vom Repräſentantenhaus mit 517 gegen 100 Stimmen und 


vom Senat mit 69 gegen 12 Stimmen angenommen worden war 


(25. 12.). — In der holländiſchen erſten Kammer wird ein Geſetz⸗ 
entwurf über Kontingentierung der Einfuhr angenommen 2 t2} 
— Dom ungariſchen Parlamentsausſchuß wird ein Transfermora- 
torium mit Wirfung vom 23. Dezember ab angenommen (22. 12.). 
— In einer Rede erklärt Minifterpräfident Laval, daß Frankreich 
den Voungplan nicht zerreißen laffe (21. 12.). — In Berlin wird 
ein deutſch⸗rumäniſches Fuſatzprotokoll zum Handels vertrag unter⸗ 
zeichnet, das vom 1. Januar ab in Kraft tritt. — England lehnt 
die von Deutſchland gewünſchte Ausſprache über die neuen engli⸗ 
ſchen Zölle ab. — Die erſten deutſch⸗franzöſiſchen Wirtſchaftsver · 
handlungen werden in Berlin abgeſchloſſen (17. 12.). — Außen⸗ 
miniſter Zaleffi hält im Senatsausſchuß eine Rede, in der er den 
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auch mit der Rationaliſierung des Verwaltungs 
apparates anfangen, wenn man überhaupt zu Ergebniſſen 
kommen wollte. Die neue Notverordnung ſtellt dieſen Anfang dar. 
Und das gibt ihr ihre weſentliche Prägung. Im übrigen bringen 
aber auch die Maßnahmen eine Erſparnis von 100 mil ⸗ 
lionen Mark. 


Der Naushaltsfehlbetrag ift freilich auch mit dieſer Einſparung 
noch nicht gedeckt. Es bleibt immer noch ein Defizit von 167 Mil- ` 
lionen Mark. Entſcheidungen darüber, wie dieſes defizit gedeckt 
werden ſoll, ſind noch nicht getroffen. Sicher iſt aber, daß hierzu 
kein anderer Weg übrigbleiben wird, als neue Einnahmen, das 
heißt neue Steuern, zu ſchaffen. Weitere Sachabſtriche und Be⸗ 
ſoldungskürzungen ſind einfach nicht mehr möglich. Der Weg über 
die Notenpreſſe muß nach der Leidenszeit der Inflation ein für 
allemal ausgeſchloſſen werden. Das Reich vermag mit eigenen 
Mitteln nicht mehr einzuſpringen. So wird kein anderer Weg als 
der der Schaffung neuer Einnahmen bleiben. 


Die neue preußiſche Notverordnung und die angedeuteten Maß⸗ 
nahmen, die ihr folgen werden, find ein neues hartes Opfer für die 
Bevölkerung. Sie ſind aber auch, und das darf nicht überſehen 
werden, ein organiſcher Weg zur Löſung der Schwie⸗ 
rigkeiten. Es war eine ſchwere Entſcheidung für die preußiſche 
Staatsregierung, nahezu unmittelbar vor den Wahlen mit ſo harten 
Maßnahmen vor ihre Wählerſchaft zu treten. 


Vom 12. bis 28. Dezember 


nationalen Minderheiten mit Beſchneidung des Beſchwerderechts 
droht (17. 12.). — England richtet in der Tributfrage eine Note an 
Frankreich (12. 12.). — Sum deutſchen Vertreter in der Mlan- 
dſchurei⸗Kommiſſion wird Exzellenz Schnee ernannt. — Der chineſi⸗ 
ſche Staatspräſident Chiang Kai⸗-ſhek tritt zurück und ſtellt feme 
ſämtlichen Amter zur Verfügung (14. 12.). — Der Schweizeriſche 
Bundesrat beſchließt die Kündigung des Handelsvertrages mit 
Deutſchland zum 4. Februar (15. 12.). — In Südflawien kommt 
es zur Schließung aller deutſchen Bürgerſchulen (12. 12.). — Im 
Danzig-polnifhen Ariegsſchiffſtreit entſcheidet der Haager Ge- 

richtshof im Sinne Danzigs (11. 12.). 


Reich: 

In der Weihnachtsbotſchaft, die Reichskanzler Dr. Brüning 
einem großen Nachrichtenbüro übermittelt, heißt es, daß Gerechtig⸗ 
keit und Gleichberechtigung für alle die Vorausſetzung für die Ges 
fundung und den Frieden der Welt feien (25. 12.). — Auf Dors 


ſchlag der Reichsregierung wird vom Reichspräſidenten eine neue 


Notverordnung erlaſſen, die eine Reihe von Beſtimmungen geſetzes⸗ 
techniſcher Natur enthält (25. 12.). — In der erſten Hälfte des 
Dezember hat fih die Zahl der Arbeitsloſen um 290 000 auf rund 
5 549 000 erhöht. — Deutſchland wird auf der Abrüſtungskonferenz 
durch Reichskanzler Dr. Brüning und Reichswehrminifter Dr. Groener 
vertreten ſein. Bei Abweſenheit der Kabinettsmitglieder wird Bot⸗ 
ſchafter Dr. Nadolny die deutſche Delegation führen. — Die Ein- 
berufung des Reichstags wird im Alteſtenrat des Reichstags erneut 
abgelehnt (16. 12.). — Die deutſche Ausfuhr iſt im November um 
faſt 150 Mill. Rm. gegenüber dem Vormonat zurückgegangen. — 
Reihswehrminifter Dr. Groener weiſt in einem Interview mit 
einem amerikaniſchen Journaliſten die Legende von deutſchen Ge⸗ 
heimrüftungen zurück. — Geheimrat von Borſig tritt vom Dorſitz 
der Vereinigung Deutſcher Arbeitgeberverbände zurück. 


Länder: 


Fur Sicherung des Haushalts und zur Vereinheitlichung der 
öffentlichen Verwaltung erläßt die preußiſche Regierung eine Not- 
verordnung (22. 12.). — Die Oſtpreuß iſche Landwirtſchaftskammer 
wird von der preußiſchen Staatsregierung aufgelöft (22. 12.). — 
Im Einvernehmen mit der baperiſchen Regierung ernennt Reichs ⸗ 


kommiſſar Dr. Goerdeler Dr. Zahn zum Preiskommiſſar für 


Bayern. — Der Mißtrauensantrag gegen Finanzminiſter Klepper 
wird mit 217 gegen 177 Stimmen im Preußiſchen Landtag ab- 
gelehnt. — Das Volksbegehren für die Auflöfung des Sächſiſchen 
Landtags iſt erfolgreich (15. 12.). ; 
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